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m nede v M. el Sau,

S Leipzig Nr. 1610,

für
wikkenberg Schweinih,

Für den Rechtsfrieden!
Eine Kundgebung franzöſiſcher Arbeiter.

Berlin, 15. April. Ein franzöſiſcher Funkſpruch Lyonvom 14. d. M. meldet: Der Allgemeine r
band, der ſaß 2 000 000 Mitglieder zählt, hat in ParisBlakate mit folgendem Text angebracht:

Vom Augrß 1914 di November 1918 i um zu wiederhol
ten Malen zeſagt worden, da) wir für das Recht kämpften.
Dieſe BVerſicherang bedeutete, der Friede würde den Völkern
das Selbſtbeſtimmungsrecht verleihen und auf allgemeine Ab
rüſtung begründet ſein, das einzige Mittel, das die Liquidation
der Kriegeſchulden ermöglicht. Die feierlich gemachten Zu
ſegep werden hente gebrochen. Unſere Diplomaten legen uns
eute den Plan eines Völkerbundes vor der nicht eine Geſell

ſchaft von Nationen iſt. Dieſe 14 Punkte, die wir uns auch zu
eigen machten, wurden von allen Völkern der Erde in ihrer
Sehnſucht nach Gerechtigkeit mit Beifall anfgenommen. DieArbeiterklaſſe Frantreiche die der Auffaſſung „Krieg dem

Kriege“ vertrante, erhebt ſich gegen die Sabotage am
Frieden. Die Völker können nicht ſtändig zu der Qual ver
urteilt werden, Abgaben zu leiſten, die für den Ausgleich der
Rüſtungsbudgets beſtimmt ſind. Der Allgemeine Arbeiter
verband verurteilt jede Blockadepolitit, jeden poli-
tiſchen Druck oder jede bewaffnete Jntervention, wodurch die
Formel der franzöſiſchen Revolution widerrufen wird. Jede
Nation hat allein die Macht, ſich re zu geben und das un
antaſtbare Recht, dieſelben zu ändern. Die Kbſicht, dieſes Recht
mit Gewalt einem fremden Volke zu nehmen, bedentet, ein
Feind der Menſchheit zu werden.“ Der Allgemeine Arbeiter
verband ruft die öffentliche Meinung und das Gewiſſen der ſo
ialiſtiſchen Organiſation auf, gegen dieſe Zuſtände anzukämp-3 Der Allgemeine Arbeiterverband verurteilt jede Fort
tung des Krieges und fordert dringend den Abſchluß eines
n Friedengtz, ven alle Völker unterſchreiben

nnen.“

Blutige Kämpfe in München.
Entgegen den Meldungen der letzten Tage, ſcheinen die Kom

muniſten in München noch im Beſitze der Herrſchaft zu ſein.
Ja, es heißt, daß der „Anarchiſt“ Sander ans Ruder gelangt
ſei und mit ihm „die allerradikalſte kommuniſtiſche Rich
tung“. Dem B. T. zufolge hat ſich ein neuer Aktions-
ausſchuß unter der Führung Lewins und der Ruſſen
Levine und Axelrod gebildet.

Ob alle dieſe Meldungen auch nur einen Schein von Wahr
heit enthalten, entzieht ſich bis jetzt jeder Nachprüfung. Feſt
zuſtehen ſcheint indes, daß ein noch erheblicher Teil der Mün-
chener Garniſon zu den Kommuniſten hält, und daß es wahr
ſcheinlich noch zu ſchweren Kämpfen um die Stadt kommen
wird.

Die Lage der (alten) bayeriſchen Regierung
gilt, wie die Blätter übereinſtimmend ſagen, nach wie vor als
ernſt. Laut V. Z. reiſte Miniſterpräſident Hoffmann mit
dem Militärminiſter mit unbekanntem Ziel von Bamberg ab.
Wie das V. T. meldet, beſinden ſich ſeit geſtern morgen große
bayeriſche Truppenmaſſen mit Artillerie und Minenwerfern
auf dem Wege nach der bayeriſchen Hauptſtadt. Wann es dort
zu entſcheidenden Schlägen kommen werde, ſei noch nicht ab-
zuſehen. Es ſei anzunehmen, daß die Regierung wartet, bis
ſie im Umkreiſe von München über eine genügende Anzahl
tüchtiger und zuverläſſiger Truppen verfüge.

Sieg der Kommuniſten.
Augsburg, 15. April. (W. T. B.) Seit 1 Uhr nach-

mittags iſt die direkte telegraphiſche Verbindung mit München
wieder hergeſtellt. München iſt vollſtändig in der Hand der
Kommuniſten. Die Diktatur des Proletariats iſt aufgerichtet.
Der Kampf um den Bahnhef wurde mit Artillerie,
Maſchinengewehren und Minenwerfern ausgefochten und
donerte etwa drei Stunden. Er hatte das Gepräge einer
förmlichen Schlacht. Er forderte etwa 160 Tote und Ver
wundete und endete mit dem Siege der Kommnuniſten. Die
Regiernungstruppen wurden entwaffnet. Nach
dieſem Erfolge war das Schickſal der Stadt beſiegelt. Von
einer offenen Gegenbewegung iſt nichts zu ſpüren. Die ganze
Garniſon ſtebt jetzt im Dienſte der nen aufgerichteten Herr-
ſchaft des Proletariats. Die Zahl der bewaffneten
Arbeiteriſt außerordentlich groß, ſo daß die Kom
muniſten eine ſtarke Macht hinter ſich haben. Jn ganz Mün-
chen herrſcht Generalſtreik. Alle Betriebe und Geſchäfte ſind
geſchloſſen. Der Straßenbahnuverkehr ruht, die Zeitungen er
ſcheinen nicht.

Gegen den Wucher.
München, 15. April. (W. T. B.) Der Vollzugsrat der

Betriebs und Soldatenräte Münchens macht bekannt: Wer
für Gegenſtände des täglichen Bedarfs: Lebensmittel, Klei
dung, Haushaltungsartikel uſw. Preiſe fordert, die nicht im
Einklang mit den Geſtehungskoſten ftehen, hat ſofort die
Schließung des Geſchäfts urd ſtrengſte Strafen, die durch das Revolutionstribungl ausgeſprochen wer-
den, zu gewärtigen. Die Preiſe ſind in den Schaufenſtern und
Läden an den betreffenden Artikeln anzubringen

400 Bergleute verhaftet.
Eſſen (Ruhr), 16. April. (W. T. B.) 400 heute mittag

dei Kettwig zu einer Konferenz über den Streik zuſammenge-
tretene Nuhr-Bergleute wurden von Regierungstruppen um
Kellt und feſi genommen.

Plünde en i b burg iſt es am9 77 n Hamburg. Jn e -7

Balle und den Saalkreis, die Rreile
Sozialdemokratiſches Organ

Merſeburg Buerfurk, Delißſch- Bikkerfeld,
Torgau- Tiebenwerdag, Sangerhaulen Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

ſ kommen. Eine Reihe großer Lokale, u. a. der Alſterpavillon,
wurde laut L.-A. vollſtändig ausgeräumt. Nh Nittei-lungen fehlen noch. e 4 re

Muelcler greift Braunſchweig an?

Fortdauer des Generalſtreiks.,
Braunſchweig, 18. April. Die Unternehmer haben

den Streikenden die Forderung geſtellt, die Arbeit am Montag
wieder aufzunehmen, widrigenfalls ſie die Betriebe bis acht
Tage nach Oſtern geſchloſſen halten würden. Die
Vertreter der ſtreikenden Arbeiter beſchloſſen daraufhin,
im Generalſtreikzuverharren. Der Beamten und
Bürgerſtreik dauert ebenfalls unverändert fort. Dem Beamten
ſtreik haben ſich am Freitag auch die ſtädtiſchen Beamten an
geſchloſſen. Jn einer vom Ortsarbeiterrat einberufenen Ver
ſammlung erklärten die Delegierten, daß der Streik ſo lange
rer werde, bis die Arbeiterſchaft den Generalſtreik beigelegt

e.

Die revolutionäre Streikleitung macht bekannt, daß vom
13. April an wegen des bisher durch keinerlei Ausſchreitungen
geſtörten, durchaus ruhigen Verlaufs des Generalſtreiks die
Beſchlüſſe der Streikleitung, betreffend nächtliche Straßen
ſperrung und Schließung von Reſtaurants, Cafés uſw., auf
gehoben werden.

Bei dem Zuſammenſtes bei Böerſſum hatten die Braun
ſchweiger Revolutionstruppen 4 Tote und 14 Verwundete. Seit
Dienstag iſt keine Zeitung erſchienen. Nur der unabhängige
Volksfreund gibt täglich ein Mitteilungsblatt über die tSreik-
lage heraus.

Braunſchweig, 15. April. (W. T. B.
r z veſchloſſen, denzubrechen, bis die Arbei
los h und Garantien

Eine allgemeine
treik nicht eher ab

iterſchaft den Generalſtreik bedingungs-

i eben ſind, daß Eiſenbahn undPoſtverkehr nicht mehr gehindert werden und gegen keinen Be
amten Maßreglungen erfolgen. Die ſtädtiſchen Beamten be
ſchloſſen ebenfalls, im Ausſtand zu verharren. Die ringen
Gewerbetreibenden haben ſich zuſammengeſchloſſen, um denBürger- und Beamtenſtreik de z helfen. Die Ge
ſchäfte ſollen ſo lange geſchloſſen bleiben, bis die Arbeiterſchaft
den Generalſtreik beilegt.

Maercker im Anrücken.
BVrannſchweig, 14. April. Heute glitt wurdendurch hannoverſche Füieger hannpverſche Zeitungen abgeworfen,

die die Mitteilung enthielten, daß die Truppen des Generals
Maercker im Anzug anf Braunſchweig ſeien. Auf
die Flieger wurde ſofort ein lebhaftes Gewehrfener eröffnet,
das aber nur den Erfolg hatte, daß ein braunſchweigiſches Flug
zeug getroffen wurde, das zur Verfolgung der hannoverſchen
aufgeſtiegen war.

Braunſchweig, 15. April. Aus Schoeningen in
Braunſchweig meldet der Volksfreund: Dr. Barth hat den
Genoſſen Lilie erſchoſſen. Der Mörder iſt geflüchtet.
Die Mutter des Dr. BVarth iſt als Geiſel feſtgeſetzt. Ferner ſind
durch Werfen von Handgranaten 6 Perſonen getötet
und 4 verwundet worden.

Helmſtedt „erobert“.
Magdeburg, 15. April. (W. T. B.) Teile des Landes-

ägerkorps haben heute früh Helmſtedt, das ſeit der Bean des Miniſters Landsberg durch einen Helmſtedter
olizeibeamten von der Braunſchweiger Volkswehr beſetzt war,

nach kurzem Kampfe eingenommen. Dabei iſt auf ſeiten
der Landesjäger Hauptmann d. R. Hoch aus Helmſtedt gefallen.
Die Verluſte der Braunſchweiger Volkswehr laſſen ſich noch nicht
feſtſtellen. Der Bahnverkehr nach Helmſtedt iſt wiederhergeſtellt.

Maifeierſchwindel.
Die Regierung der EbertScheidemannNoskeErgzberger lebt

innen wie außenpolitiſch vom Schwindel. Neben dem Soziali-
ſierungsſchwindel, der den Herren ſelbſt von Bürgerlichen um
die Ohren gehauen wird, und dem außenpolitiſchen Schwindel,
den Cohen Reuß in ſeiner Art auf dem Rätekongreß ſeinen
Scheidemännern vorwarf, macht ſich jetzt ein neuer Schwindel
breit: Der 1. Mai ſoll zu einer Rieſenreklame für die Rechts
ſozialiſten gemacht werden. Der 1. Mai wurde zum Feiertag
zu erklären verſucht. Um aber alles auf die Beine zu bringen.
was noch laufen kann haben die Schieber die Forderung nach
der Freilaſſung der Gefangenen an die erſte Stelle
geſtellt. Aus den Demonſtrationen für die Freilaſſung der Ge
fangenen ſollen dann Maifeierdemonſtrationen der alter Partri
gemacht werden. Das darf den Leuten nicht durchgehen und
ſchon jetzt muß überall auf dieſe Zuſammenhänge hingewieſen

erden.Nachbem die Arbeitsruhe am 1. Mai ob mit oder ohne geſetz

liche „Erlaubnis“ überall durchgeführt wird, nachdem der Acht
ſtundentag anerkannt wenn auch noch lange nicht überoll
durchgeführt iſt, nachdem vor allem die Welt ein politiſch
völlig verändertes Geſicht zeigt haben die alten Maifeier
gedanken zum guten Teil ihren Jnhalt verloren. Die klaſſen
bewußte Arbeiterſchaft kämpft heute gegen eine Regierung. die
ſich ſozialiſtiſch nennt und die das bewa ffnete Bürger
tum auf die Arbeiter los läßt. Der Mai im
Munde der EbertLeute iſt verfälſcht und beſuvelt.

Auch wir wünſchen den Tag herbei, an dem die Gefangene
in die Heimat zurückkehren können. Aber dieſe Regierung hat
ſich zu Schergendienſten gegen Rußland hergegeben, hat die
xuſſiſchen Kefangenen auf Geheiß der Entente Hier zurüd-

behalten und unferſtütt reaktionöre Propaganda in den Ge
fangenlagern, während ſozialiſtiſche ruſſiſche Zeitungen für
Gefangene unterdrückt wurden. Während im Oſten deutſche
Druppen nach Rußland eindringen und den baltiſchen Baronen

egen die Revolution beiſtehen, wollen die Scheidemänner im
Innern die Komödie der Bettelei um Gefangenenbefreiung
ſpielen. Gegen Sowjetrußland weiße Garden und gegen die

apitaliſten des Weſtens diplomatiſche Bücklinge. Der Mai
feierſchwindel iſt offenbar.

Genoſſen, verbreitet Aufklärung darüber!

Die Rätetagung.
Der zweite Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte hat am

Montag nach fſiebentägiger Beratung ſeine Tagung beendet.
Das Ergebnis ſeiner Verhandlungen iſt von Ueberraſchungen
wie von (argen) Enttäuſchungen gleich weit entfernt; es ent
fpricht dem, was man bei feiner Zuſammenſetzung von dieſem
Kongreß erwarten konnte.

Er war ja zum Teil auf Grund eines ganz anderen Wahl
verfahrens gewählt, als der erſte. Der Zentralrat hatte durch
die Verfügung allgemeiner Wahlen zu den Arbeiterräten
an Stelle der früheren Betriebswahlen, und durch die Erweite-
rung der Einkommensgrenze bis zu 10 000 Mark von vornherein
auf eine gemäßigte Richtung in der Vertretung des Kon
greſſes hingewirkt. Gleichwohl aber wies der zweite Kongreß
gegenüber der Dezembertagung unverkennbar einen ſtarken Zug
nach links auf. An ſich war zwar diesmal die Zahl der Teil
nehmer geringer, aber der Einfluß, die Bedeutung und die
Wirkung der Vertretung der Unabhängigen Sozialdemo-
kratie zweifellos ſtärker als bei der erſten Tagung. Heute wie
damals war der Dreh- und Angelpunkt des Kongreſſes die
e Natienalverſammlung oder Räteſyſtem. Und wie es
eim erſten Kongreß ſchon vor ſeinem Beginn feſtſtand, daß er

fich für die allgemeine Demokratie und gegen dern
politiſchen Charakter des Räteſyſtems entſcheiden würde.
ſo war auch jetzt wieder das gleiche Ergebnis vorauszuſehen
Vier Wochen nach dem erſten Rätekongreß hatten wir die Natis-
nalverſammlung. Der damalige nur aus Rechisſozialiſten be
ſtehende Zentralrat ſetzte ſo große Hoffnung auf dieſes „Volks
varlament“, daß er ſich für überflüſſig hielt, und ihm „ſein
Mandat zur Verfügung ſtellte“. Jnzwiſchen hat jedoch das
Schauſpiel im Nationaltheater in Weimar immer größeren
Volksmaſſen offenbart, daß ihnen von dort das Heil nimmermehr
kommen wird! Ständig wächſt die Zahl der Arbeiter, die
immer klarer erkennen, daß die bloße politiſche Demokratie
ein Schein- und Trugbild für ſie iſt. und daß ſie nur durch die
Verwirklichung der ſozialiſtiſchen und wirtſchaftlichen
Gleichheit aus dem Joche kapitaliſtiſcher Knechtung und Aus
beutung erlöſt werden können. Dieſe wirtſchaftliche Gleichheis
wird ihnen aber die aus einer bürgerlich-kapitaliſtiſchen Mehr
heit zuſammengeſetzte Nationalverſammlung niemals zuge-
ſtehen. Die Arbeiter müſſen ſie ſich aus eigener Kraft
und mit ihren wirtſchaftlichen Machtmitteln erkämpfen. Das
ſind der Streik, die Verweigerung der Arbeit.

Als daher die „ſozialiſtiſche“ Regierung ScheidemannNoske
Landsberg jede wirklich ſozialiſtiſche Tat vermiſſen ließ
und immer mehr zum gefügigen Handlanger des kapitaliſtiſchen
Bürgertums wurde und anſtatt die Sozialiſierung tatkräftig in
Angriff zu nehmen, durch Noskes Weiße Garden zur Nieder
ſäbelung der revolutionären Arbeiterſchaft bilden und die reak
tionäre Gegenrevolution ſtärken ließ, ſetzte in der Arbeiterſchaft
die Bewegung für die „Sozialiſierung von unten“ und für das
Räteſyſtem immer machtvoller ein. In ſtets ſteigender Zahl
ſagten ſich die klaſſenbewußten Arbeiter von der verwaſchenen
und verräteriſchen Politik der rechtsſozialiſtiſchen Führer los

und ſchloſſen ſich der Unabhängigen Sozialdemokratie und den

e

Kommuniſten an.
Der Macht dieſer Tatſachen konnten ſich diesmal auch die

rechts ſozialiſtiſchen Vertreter des Rätekongreſſes nicht
völlig verſchließen, und ihre Haltung wurde dadurch nicht ung
erheblich beeinflußt und beſtimmt. Das ging ſchon mit unzwei
deutiger Klarheit hervor aus den Reden von CohenKReuß,
des Vorſitzenden des bisherigen Zentralrates, und auch aus
denen anderer rechtsſozialiſtiſcher Redner. Cohen und ſo auch
Kaliſki wieſen der „ſozialiſtiſchen* Regierung ſchwere Fehler
nicht nur in ihrer Außenpolitik nach, ſie mußten auch rückhalt-
los zugeben, daß die Regierung in der Sozialiſierung bis jetzt
ſo gut wie nichts getan hat. Aber das war auch alles. Ans
dieſen Feſtſtellungen nun etwa auch die gegebenen Folgerungen
zu ziehen, dazu vermochte ſich die rechtsſozialiſtiſche Mehrheit
des Kongreſſes nicht aufzuſchwingen. Das erklärte ſich ja auch
ganz von ſelbſt aus der Tatſache, daß die Cohen, Kaliſki ufw.
mit verantwortlich ſind für die unſozialiſtiſche Politik der
„ſozialiſtiſchen“ Regierung. Wollen ſie ſich alſo nicht gleichſam
ſelbſt mit verurteilen, ſo können fie wohl die Regierungspolitik
kritiſieren, aber die Entſchlußkraft zu einer entſcheidenden
Abkehr von ihr vermögen ſie eben nicht aufzubringen.

Das zeigte fich beſonders kraß bei der Abſtimmung über den
Antrag der unabhängigen Delegierten, den Belagerungszuſtand
aufzuheben. Da brachte es die regierungsſozialiſtiſche Mehr
heit in der Tat fertig, für Aufrechter haltung des
Belagerungszuſtandes zu ſtimmen. Und ſo bei
all den Kbſimmungen, wo es für den Kongreß galt, fich ent
ſcheidenden Einfluß auf die Handlungen und Beſchlüſſe der
Regierung z cher Hndem die Kbhaängiges gegen die Khals



fung eines Reicheſoldatenrates mit Kontrollrecht der Verord
nungen des Reichswehrminiſters“ ſtimmten, billigten ſie damit
letzten Endes die Blut und Gewaltherrſchaft ihres Noske.

Es iſt ſelbſtverſtändlich daß es unter ſolchen Umſtänden oft
zu heftigen Auseinanderſetzungen und zu ſtürmiſchen Szenen
auf dem Kongreſſe kommen mußte. Aber gleichwohl ſtanden
dech die Verhandlungen dieſes Kongreſſes mehr im Zeichen
gegenſeitiger Annäherung und des Zuſammengehens, als die
der Dezembertagung. So z. B. in der einmütigen Verurteilung
der Scheidemann-Erzbergerſchen Außenpolitik und in der For
derung an die Regierung, das Aktenmaterial über die Vor
geſchichte des Krieges ſchleunigſt zu veröffentlichen. Jn den
entſcheidenden Fragen gehen indes die Meinungen nach
wie vor noch ſchroff auseinander. Darüber ließen vor allem
ſchon die Reden Cohens und Däumigs über das Räteſyſtem
keinerlei Zweifel aufkommen, und noch klarer geht das aus den
beiden zur Rätefrage vorliegenden Entſchließungen her
vor.

Während die vom Genoſſen Däumig in einer ausge
zeichneten und warmherzigen Rede begründeten Anträge die
Räteorganiſation als die berufene Vertretung der werktätigen
Bevölkerung auf allen Gebieten des politiſchen
und wirtſchaftlichen Lebens forderten, begnügte ſich
der mehrheitsſozialiſtiſche Antrag Cohen mit den bloßen Forde
rungen ſogenannter Kammern der Arbeit. Dieſe Kammern der
Arbeit ſollen ſich lediglich mit rein wirtſchaftlichen Auf-
gaben beſchäftigen. Jn dieſer Frage ſchieden ſich die Geiſter
am ſchärfſten, mußten ſich ſcheiden, weil die Grundauffaſſung
beider ſozialiſtiſcher Richtungen über den Vegriff und das
Weſen der Demokratie eine durchaus verſchiedene iſt.
Die Abhängigen halten ſtreng an dem Grundſatze feſt, den So-
zialismus nur durchzuführen auf dem Wege der politiſchen
Demokratie. dem des Parlamentarismus. Jhnen geht die
Demokratie über den Sozialismus. Wir aber ſagen, daß
ſich die wahre Demokratie erſt auf dem Boden der wiriſchaſt-
lichen Gleichheit, erſt durch den Sozialismus verwirk-
lichen läßt, d. h. ſich aus ihm ganz folgerichtig herausbildet.
Die Durchführung der wirtſchaftlichen Gleichheit aber auch für
die Arbeiterklaſſe bedingt neben der wirtſchaftlichen noch poli
tiſche Macht für die Arbeiterräte und eine nicht zu umgehende
zeitweilige Diktatur des Proletariats. Dafür ſind jedoch
die Rechtsſozialiſten noch nicht zu haben, wenngleich ſie ſich ſeit
dem erſten Rätekongreß auch in dieſem Punkt etwas nach
links gewandelt haben. Mehr als die Annahme des Antrages
Cohen war indes von ihnen jetzt noch nicht zu erreichen. Die
unabhängigen Vertreter ſtimmten gegen den Antrag, weil er
ihnen nicht weit genug ging und weil er nur dazu angetan iſt,
den Nätegedanken, ſo wie wir ihn auffaſſen, zu verwäſſern.

Daß ſich die bürgerlich ſozialiſtiſche Regierung auch
in der Sozialiſierungsfrage mit ſchweren Unterlaſſungs-
ſünden beladen hat, darüber war ſich ja der Rätekongreß
in ſeiner übergroßen Mehrheit einig. Um ſo mehr
ift zu bedquern daß er gerade dieſe Frage nicht ſo gründ-
lich und eingehend behandelt hat, wie das ihrer außerordent-
lichen Wichtigkeit und Bedeutung zukommt. Die Entſchließung
von Kautsky. die ſchließlich nur dem Zentralrat überwieſen
wurde, enthält nur das Mindeſt maß deſſen. was hier
gefordert werden mußte. Wie hätte ſonſt auch die Ent
ſchließung dem Reichswirtſchaftsminiſter Wiſſell an
nehmbar erſcheinen können! Und dabei trauten ſich die Mehr-
heitler doch noch nicht. ſie zum Kongreßbeſchluß zu erheben. Sie
erhielt ein Begräbnis erſter Klaſſe. Eo iſt ſehr ſraglich. ob der
Zentralrat die nötige Tatkraft aufbringen wird, die Regierung
in der Sozialiſierungsfrage mit Nachdruck vorwärts zu treiben.
Die weitere Entwicklung der Dinge von dieſem Geſichtspunkt aus
betrachtet, war es vielleicht von den Vertretern der Nnabhängigen
Eozialdemokratie wohl begründet, den Eintritt in den
Zentralrat durch ſtrenges Beharren auf der Parität zu er-
ſchweren, denn nur bei ſtarker Vertretung konnten ſie auf ge-
wügende Wirkſamkeit hoffen. Jndes: für den nicht am Kongreſſe
Beteiligten iſt es nicht ſo einfach, in dieſem Punkte treffſicher
zu urteilen. Daß aber die Beteiligung der Unabhängigen
Sozialdemokratie am Zentralrate diesmal ernſthaft in Frage
kam, das darf wohl ebenfalls als ein Beweis dafür angeſehen
werden, daß der Rätegedanke durch das ungeſtüme Drängen
immer größerer Arbeitermaſſen nach ſchleunigſter Sozialiſierung
im klaſſenbewußten Proletariat ſo feſte Wurzeln geſchlagen
hat, daß er ſich in Bälde zum tragenden Baum der deutſchen
Volkswirtſchaft und des Sozialismus kräftig entfalten wird.

Hat der Rätekongreß auch viele Erwartungen nmnerfüllt ge-
kaſſen: einen Fortſchritt bedeutet er doch immerhin. Es geht
dorwärts. Die Zukunft iſt mit uns, und über kurz oder
lang muß dem Sozialismus doch der volle Sieg werden!
Trotz alledem und alledem!

Straßenſchlachten in Mailand.
Angano, 15. Avril. Trotz ſtark zenſunrierter Meldungen

der italieniſchen Blätter iſt erſichtlich, daß es am Sonntag in
Mailand anläßlich einer ſozialiſtiſchen Verſammlung zu
revolutionären Unruhen gekommen iſt, wie ſie bis
der in Jtalien noch nicht erlebt werden ſind. Die Verſamm-
lung fand auf dem Zanrigliano- Platz ſtatt, der von Artillerie
und Kavallerie beſetzt gehalten war. da die Einberufung der
Verſammlung keine behördliche Geneßmigung hatte. Die
Menge nahm eine drohende Haltung gegen die Truppe ein,
die daraufhin das Feuer eröffnete. Es gab zablreiche
Tote und Verwundete. Die wütenve Menge ſtürzte ſich
enf die Soldaten, die erſt von auf Automsbilen herbeigeholten
Verſtärkungen befreit werden konnten.

Die Zahl der Toten und Verwundeten war ſo
groß, daß die ſtädtiſchen Sanitätseinrich-tungen nicht ausreichten und die Feuerwehr zur
Hilfe herangezogen werden mußte Nach einer Schätzung des
Secolo beträgt die Zahl der Getöteten auf beiden
Keiten mehrere Hundert.

Saarfrage und linkes Rheinufer.
Paris, 14. April. Der von Agence Havas veröffentlichte

Berichte über die diplomatiſche Lage wiederholt und ergängt die
Angaben über die Regelung der Saarfrage dahin, daß
Frankreich das dauernde Eigentum an den Kohlen-
vergwerken haben wird und daß die franzöſiſchen Geſetze
dort maßgebend ſein werden. Frankreich ſoll die Polizeirechte
ausüben, die Staatshoheit aber dem Völkerbunde zuſtehen. Die
Einwohner des Saargebiets werden alle ihre politiſchen Rechte
auf Wahlen zu örtlichen Körperſchaften behalten, aber keine
Abgeordnete in das deutſche Parlament ſenden. Dieſer Zu-
ſtand ſoll 15 Jahre dauern, nach deren Ablauf die Einwohner
das Recht haben ſollen. über ihre weiteren volitiſchen
Verhältiniſe durch Volkeabſtimmung zu ent
ſcheiden. Deutſchland wird die Entſchädigungen und Wieder
gutmachungen nach den Anſchlägen erſtatten, denn es iſt un
möglich angeſichts der Preisſchwankungen für Rohſtoffe und
Arbeite leiſtung jezt ſchon einen Pauſchbetrag anzugeben.
Schließlich werden die Penſionen der franzöſiſchen Militärpen-
ſionen, welche jährlich 4 Milliarden Frank erreichen, Deutſch
land zur Laſt fallen.

währten Sicherheiten waren von neuem G
Die Frankreich gegen einen neuen Angriff Deutſchlands e

enſtand von Er
örterungen des Rates der Vier. Der franzöſiſche Standpunkt
in dieſer Hinſicht iſt ſehr einfach. Jn militäriſcher Hinſicht
wird das lin ke Rheinufer neutraliſiert werden und
Deutſchland wird nicht das Recht haben. dort Truppen und
Feſtungswerke zu unterhalten; mit einem Wort, kein Mittel
zu einem ſtrategiſchen Vorgehen. Jn politiſcher Hinſicht bleibt
die Souveränität Deutſchland unangetaſtet.

Der Vertrag wird noch die Möglichkeit geben, die Ein
ſchränkung der deutſchen Rüſtungen und die Be
grenzung des Kriegsmaterials zu kontrollieren. Alles dies
wird nicht nur durch die Liga der Nationen, ſondern durch die
Bündniſſe zwiſchen den großen Mächten gewährleiſtet werden.
Die Weſtgrenze Deutſchlands und die Linienführung der Oſt
grenzen iſt geregelt, einſchließlich der Danziger Frage, für
welche die Entſcheidung im Prinzip ſchon feſtgelegt iſt.

Die Tragödie in Dresden.
Eine gewiſſenloſe Hetze.

Die beſtialiſche Ermordung des ſächſiſchen Kriegsminiſters
Neuring wird von der regierungsſozialiſtiſchen Preſſe zum
willkommenen Anlaß genommen, eine wüſte Hetze gegen „Spar
takus“ zu ver anſtalten. Ohne daß man auch nur einen ſtich-
haltigen Beweis dafür hat, behouptet man dreiſt und gottes
fürchtig, daß Neuring das Opſer einer planmäßigen,
organiſierten „ſpartakiſtiſchen Verſchwörung“ geworden ſei.

„Verſchwörerplan“ ſei von Berlin ausgegangen. Jn Ber-
lin habe man die Kriegsbeſchädigten, Kriegsterlnehmer und
Kriegshinterbliebenen planmäßig zum Sturze der Regierung
aufgeputſcht und mißbrauchen wollen. Der Vorwärts hat dieſe
Röubergeſchichte zuerſt in die Welt geſetzt, und er nimmt auch
den „Ruhm“ für ſich in Anſpruch, die Ausführung des Planes
in Berlin durch rechtzeitige Auſdeckung „vereitelt“ zu haben.

Was iſt nun tatſächlich Wahres an der Sache? Eine kleine
vom Bunde der Kriegsbeſchädigten abgeſplitterte Gruppe mag
wohl die Abſicht gehabt haben, der Regierung in einer fried-
lichen Demonſtration die ſchreiende Not der Kriegsbeſchädig-
ten und Kriegshinterbliebenen vor Augen zu führen. Da ſie
dazu allein aber zu ſchwoch war, ift ſie wegen der Veranſtal-
tung mit dem Reichsbunde für Kriegsbeſchädigte in Verbin-
dung getreten. Der Reichsbund hat ſich jedoch den Zeit
punkt einer ſolchen Demonſtration, mit der er grundſätzlich
einverſtanden war und die er auch im Jntereſſe der Kriegs-
beſchädigten für notwendig bielt, ausdrücklich vorbehalten. Auf
die alarmierende Nachricht des Vorwärls, die ſofortige Repref-
ſivmaßnahmen der Regierung zur Folge halte, hat der Reichs
bund der Kriegsbeſchädigten in Zuſchriſten an den Vorwärts
und an die Freiheit feſtgeſtellt, daß er mit dem Plan einer
Demonſtration nichts zu tun habe, wohl aber auf Erſuchen des
von ihm abneſplitterten Jnternationalen Bundes der Kriegs-
beſchädigten ſich an Verhandlungen beteiligen werde, um eine
friedliche Kundgebung zu veranſtalten, weil die Er-
bitterung in den Kreiſen der Kriegsbeſchädigten und Kriegs-
hinterbliebenen täglich wächſt. Daß dieſe Erbitterung vorhan-
den iſt. mußte der Vorwärts ſelleſt zugeben; in einer Zuſchrift
des Reichsbundes, die er am 10. Aprii veröffentlichte, wird an
den Regiernngsmaßnahmen zugunſten der Aermſten der Armen
die ſchärſſte Kritik geübt, und es wird mit allem Nach-
drud darauf bingewieſen, daß die verblendete und kurzſichtige
Politik der Regierung dahin geführt habe, daß die berechtigten
Forderungen der Kriegsbeſchädigten und Kriegsteilnehmer un
berückſichtigt gelaſſen werden, während die Offiziere mitſamt
den alten Wohlfahrtsherren und damen nach wie vor ſchalten
und walten.

Trotz der beſtimmten Erklärungen des Reichsbundes für
Kriegsbeſchädigte beſitzt der Vorwärts weiter die Kühnheit, die
Behauptung von einem „Komplott“ aufrechtzuerhalten, obwohl
ihm jeder beweiskräftige Anhalt dafür fehlt. Doch nicht genug
damit. Jetzt geht man ſogar ſoweit, die blutigen Ereigniſſe
in Dresden mit der angeblich geplanten Demonſtration der
Kriegsbeſchädigten in Berlin in urſächlichen Zuſammenhang
zu bringen und die Dresdener Bluttat gar noch den „Unab-
hängigen“ an die Rockſchöße zu hängen.

Einen eifrigen Helfer bei dieſem ſchmutzigen Handwerk findet
der Vorwärts dabei auch an dem kleinen regierungsſozialiſti-
ſchen Kläffer in Halle, der ſich in ſeiner aufgeregten Phantaſie
ror moraliſcher Entrüſtung förmlich überſchlägt und einen
wüſten Hetzartikel vom Stapel läßt. Jn ſeiner Tollheit macht
er ſogar den verwegenen Verſuch, auch dem Volksblatte mittel-
bar einen Teil der Schuld an er Ermordung Neurings aufzu-
bürden. Auf eine kleine Fälſchung kommt es dem ehrenwerten
Blatte dabei natürlich nicht an. Es niwent ſittlichen Anſtoß
an dem Sasse: „Er war (Neuring), wie die M. Z. ihn nennt,
„cine Art kleiner Noske“ unterſchlägt dabei aber gefliſſent
lich die Einſchaltung: „wie die Magadeburgiſche Zeitung ihn
nennt.“ Ohne dieſes niedliche Fälſcherkunſtſtückchen, über das
wir uns nicht weiter aufreger woßen, hätte das bei allen Ka
pitaliſten ſo angeſehene und beliebte Organ ja nicht gut
ſchreiben können: „Vorher hat man aber in der geſamten un-
abhängigen Preſſe nichts davon geleſen, daß gerade
der Fabrikarbeiter Nemring ein Bluthund. ein Wörder. ein
Gewaltmenſch ſei, doch jetzt muß man doch eine Entſchuldigung
für die grauenvolle Mordtat haben.“

Uns mit einem Blatte, das ſolcher Gemeinheiten fähig iſt,
über Anſtand und Sitte zu unterhalten, müſſen wir ſchon aus
Gründen der Reinlichkert ablehnen. Unſere Leſer wiſſen, daß
wir noch jede Gewolttat verurteilt haben, gleichviel, an wen ſie
immer verüht wurde. Uns will indes ſcheinen, daß die an-
dere Seite zur Behauptung des Gegenteils erſt dann Grund
bätte, wenn ſie bei der ſcheußlichen Abſchlachtung Roſa
Luxemburgs, Karl Liebknechts, Meſebergs uſw.
ebenſoviel flammenden Zorn aufgebracht haben würde, wie bei
dem ruchloſen Verbrechen an dem regierungs ſozialiſtiſchen
Kriegsminiſter Neuring Niederträchtig und infam iſt
es aber, ein ſolches Verbrechen beweislos gegen die „Un-
abhängigen“ oder die Kommuniſten politiſch auszuſchlachten!

Ob Neuring in der Tat „ein kleiner Noske“ war, wiſſen wir
aus eigener Erfahrung nicht. Es iſt uns jedoch glaubhaft ver-
ſichert worden, daß er in Sachſen von feinen links von ihm
ſtebenden Gegnern dafür gehalten wurde. Ob man ihm da-
mit recht oder unrecht tat, mag dahingeſtellt bleiben. Das iſt
auch für die Kennzeichnung der gewiſſenloſen Hetze, zu der die
regierungsſozialiſtiſche Preſſe die Dresdener Vorgänge aus-
ſchlachtet, von untergeordneter Bedeutung. Uns kommt es
lediglich darauf an, nachauweiſen, daß ſich dieſe Heser ihre
bodenloſen Anklagen und infamen Beſchuldigungen glatt aus
den Fingern geſogen haben.

Wie haben ſich denn die Ereigniſſe in Dresden abgeſpielt.
Einem Berichte, den die Unabhängige Volkszeitung darüber
kringt, entnehmen wir, daß ſich zunächſt auf dem Theaterplatze
in Dresden eine nach Tauſenden zählende Menge von hanupt-
ſächlich Kriegsbeſchädigten eingefunden hatte. Ein Kriegs-
beſchädigter erläuterte eine ganze Reihe von Forderungen.
„Die Verſammelten,.“ ſo heißt es dann in der Darſtellung der
Polkezeitung wörtlich, „zogen hierauf über die Auguſtusbrücke
nach der Neuſtädter Hauptwoche, an der Spitze etwa 800 bis
1000 Krüippel, um die Forderungen dem Miniſter Neuring zu
unterbreiten. Sie wurden jedoch dort nicht vor gelaſſen,
weil Herr Neuring Anſtoß an der Perſon des Verhandlungs-
leiters nahin. (Wie unbedachtl) Es verſuchten nunmehr vier
Kriegsverletzte vorzukommen, die jedoch von einem Feld-
webel mit Handgranagaten empfangen wurden. Zwei
Handagranaten fielen und verletzten mehrere Krüppel
ſchwer. Einem Kriegsverletzten an Krücken wurde dabei das
eine Bein, welches er noch hatte, zerriſſen. Ein
Schrei des Entſevens durchaitterte die ver ſammelten Demoir-
ſtranten. Die Erregung war unbeſchreiblich und wurde noch

ſeien durg dae erhalten der 9 ger mitverſchränkten Armen ſch la ergt t am
Fenſter zeigte. Es wurde nach hm mit einem Seitengewehr

und mit anderen Gegenſtänden rn Die Situation
wurde ſehr bedrohlich und veran
ſchließlich in Unterhandlungen einzulaſſen

Die Abordnung berichtete die iſtranten. Als jedoch am Schluſſe die Verſicherung verleſen
wurde, daß Herr Neuring an dem grauenhaften Vorfall un
ſchuldig ſei, erhob all gemeines Murren, das
zum Sturm anſchwoll. ließlich wurde Herr Reuring ge
nötigt, auf der Straße zu erſcheinen. Er kam, in der einen

ein Blatt Papier mit den unterſchriebenen Forderungen.
err Neuring iſt neben den Herren Srrtdgr und Buck der f

7beſtgehaßte Mann in Dresden.
Wut der Menge die noch unter dem Eindru
Bombenwürfe ſtand. Der Miniſter wurde erfaßt undunter Schlägen nach der Elbbrücke gezerrt und von der
Menge über die Brüſtung in den Fluß gewor

en zSoweit die Schilderung der tieftraurigen Vorgänge. Aus
ihrem Verlauf aber ein „Komplott“ zuſammenzudrechſeln, um
einen Vorwand zu gemeinen Verleumdungen politiſch unbe
quemer Gegner z3 haben, dieſe hochſittliche Leiſtung zr

enbringen, das blieb der regierungsſozialiſt
Preſſe vorbehalten!

Die „energiſche“ Regierung.
Leipzig, 15. April. Die Regierung geht äußerſt energiſch

gegen das Spartakiſtentum in Sachſen vor. Jn Pirna bei
Dresden, das ganz unter dem Einfluß des kommuniſtiſchen
Volksſchullehrers Rühle ſteht, wurde geſtern der Arbeiterrat
Thiennich verhaftet. Weitere Verhaftungen von Kommuniſten
in Dresden und Leipzig ſollen bevorſtehen.

1. Mai Feiertag.
Oſterbotſchaft Eberts an das Volk.

Verhandlungen in der Nationalverſammlung.
Nach Erledigung kleiner Anfragen folgt die erſte Leſung der

Vorlage zur Feſtlegung des 1. Mai als Nationalfeſttag. Während
nach der Regierungevorlage der 1. Mai zum allgemeinen National
feiertag erhoben werden ſollte, beantragen die Abgg. von Payee
Dem.) und Müller- Breslau (Soz.) den entſcheidenden Teil wir
olgt zu faſſen: „„Es wird ein allgemeiner Fetertag eingeführt,

der dem Ged. gken des Welt des Völkerbundes und des
internatisnglen Ardelcerſchutzes gereizt iſt und für den der
Charaiter eines Weltfeiertages erſtredt wird. Seine endgültige
Feſtlegung erislgt nach Friedensſchluß und Verabſchiedung
der Verſaſſung. Ju dieſem Jahre wird er am 1. Mai ge
feiert, zugleich als eine Volkokundgebung für politiſchen und
ſozialen Fortſchriti, für einen gerechten Frieden, für ſoſortigr
Befreiung der Kriegsgefangenen, für Räumung der beſetzten
Gebiete und für volle Gieichberechtigung im Völlerbund. Der
1. Mai 1919 gilt im Sinne Reichs und Landesgeſetzlicher Vor
ſchriften als allgemeiner Feiertag.“

Die Unabhängigen beantragen, neben dem 1. Mai auch den
9. Navember zum allgemeinen Feiertag zu machen.

Reichsminmſter Dr. David: Wir fordern einen allgemeinen
Feiertag, der den hohen Jdealen des internationalen Arbeiter
ſchutzes und Weltfriedens geweiht ſein ſoll. Dem internationalen
Chorakter dieſes Tages entſprechend ſoll dahin gewirkt werden, daß
dieſer Feiertag ein Weltſeiertag werde. Als geeigneter Tag wird
der uralte Naturfeſtiag des I. Mai vorgeſchlagen, in den diekänmpfende Arbeiterſchaft das hohe Kulturideal der Befreiung von
der Fron einer übermäßigen Arvbeitszeit als Vorausſeßung eines
bohen Kulturdaſeins hineingetragen dat.

Wir fordern die internationale Feſtlegung des Achtſtundentages
und der geſamten Ardeiterſchutzgeſetzgebung auf der Friedens-
konferenz (Beifall b. d. Soz.), und wir befinden uns dabei im
Einklang mit den organiſierten Arbeitern auch in den Ländern
der Entente. Eine allgemeine Feier des 1. Mai ſoll eine macht
volle Bekundung des Willens zum Frieden im Jnnern unſerer
Wolks gemeinſchaft und zum dauernden Frieden von Volk zu Volk

ſcin. (Beiſall.) tAbg. Ehrhardt (Htr.); Weite Kreiſe unſeres Volkes wollen
eher einen Trauer- und Bußtag einführen. (Zuſtimmung rechts
und im Zentrum. Wideripruch links.) Unter den heutigen Um
ſtänden müſſen wir zum größten Teil gegen den Antrag ſtimmen.

Abg. Dr. Pach nicke (Dem.): Dem Antrage der Unabhängigen
ſtimmen wir nicht zu. Ein Teil meiner Freunde ſummt für das
Kompromtß.

Abg. Dr. Költzſch (Diſch. Natl.): Aus wutſchäumendem Haß
gegen unſere chriſtlichen Feiertage ſoll der 1. Mai gefeiert werden.
Die Sozialdemokraten haben hier alle bürgerlichen Parteien gegen
ſich. Wir lehnen alles ab. (Lebhaſter Beiſall rechts und im

entrum.)8 Abg. Haaſe (U. Soz.): Zwiſchen der Weltanſchauung des Vor

redners und der unſeren beſteht eine unüberbrückbare Kluft. Die
unſerige bat ihren Siegeslauf aygetreten und wird ihn voll
enden. Wir handeln aber nicht aus Haß, meine Partei feiert den
1. Mai ſeit 29 Jahren und wird ihn feiern, wie auch der Be
ſchluß der Nationalverſammlung ausſallen wird. Die Arbeiter
in England, Frankreich und Jtalien ſind mit uns für Völker-
verbrüderung und Völkerveriöhnung und werden mit uns den
1. Mai feiern. Wir wollen kein verwaſchenes Kompromiß, wie
den Antrag Payer- Müller. Wird unſer Antrag bezüglich des
9. November abgelehnt, dann ſicht die Kationolverſammlung der
Revolution verſtändnislos und feindlich gegenüber. (Berfall bei
den Unabhängigen.)

Mineſter David erklärte, über den 9. November könne man
ſich ſpäter unterbalten Abg. Mittelmann (D. Volksp.)
iehnte das Geſetz ab, während Abg. Hildebrand (Soz.) dafür
ſprach.

Jn der Abſtimmung wird der Antrag der Unabhängigen,
auch den 9. November zu feiern, gegen die Stimmen der Antrag
ſteler abgelehnt. Der Antrag von Payer- Müller wird mit
den Stim wen der beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen, eines
Teils der Demokraten und einiger Zentrumsabgeordneter an
genommen. Jn der dritten Leſung wird in namentlicher Ab
ſtimmung der Antrag von Payer-Müller mit 161 gegen 86 Stimmen
bei 10 Stimmenthaltungen angenommen, ebenſo in der Geſamt-
abſtimmung die ganze Vorlage.

Beim Kaligeſetz legt ein Antrag der Unabhängigen vor auf
Einarbeitung des Räteſyſtems in den Kalibergbau. Der Antrag
wird abgelehnt, das Kaligeſetz gegen die Stimmen der Deutſch
nationalen und Unabhänizen angenommen.

Nunmehr verlas Miniſterpräſident Scheidemann eine
Oſterbotſchaft des Reichspräſidenten Edert.

Der Präſident begrüßt darin die neulich erfolgte Kundgebung der
Nationalverſammlung als das Bekenntnis des unbeugſamen Willens
des deutſchen Volkes, daß der kommende Friede ein Friede dauern
der Verſtändigung und Verſöhnung der Völker ſein ſolle. Der
Wille des deutſchen Volkes werde für die Reichsregierung maß-
gebend ſein. Die große hiſtoriſche Aufgabe, Kriede, Vrot und
Arbeit und eine nene Stagtsform für ein großes Volk zu
ſchaffen, werde erichwert durch die maßloſen Forderungen
der Gegner, durch die Blockade und die inneren Kämpfe
in Deutſchland. Bezüglich des danernden Einfſluſſes der wirtſchaft
lichen und ſozialen Jntereſſenvertretungen auf die Geſtaltung des
Stagtslebens könne man keinen Sprung ins Dunkle machen,
aber berechtigten Forderungen werde entſprochen werden. Sinn-
loſe politiſche Etreiks mähten zur Verelendung führen. Darum
wendert ſich der Präſident in dieſer ernſten Stunde an das deutſche
Volk in alen ſeinen Schichten mit der mahnenden Bitte: Lafzt
a vyn der Selbſtzerdeifchung, äberwindet Ench, tut die Augen
auf vor dem Abgrund, arbeiter Dir Ubgeordneten bitter der
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räſident Fehrenbach erhält die Ermächti den T dgesordnung der nächſten Sitzung ſeſuſeten Schuß un

Der Anterſchied!
Die Sozialdemokratie fordert den 1. Mai als Weltfeiertag

für den Weltfrieden, Völkerverſtändigung und Sozialismus. Das
Bürgertum will den diesjährigen 1. Mai nur als Demon
ſtrationstag für „gerechten Frieden“, Befreiung der Kriegsgefangenen
und Räumung der beſetzten Gebiele begehen. Nur aus dieſem
Grunde ſtimmten ein Teil der Demokraten und des Zentrums
dafür. Das Bürgertum läßt ſich alſo den 1. Mai mehr als
nationaliſtiſchen Feiertag gefallen, während die Arbeiter
rlaſſe für all ihre internationalen Klaſſenforderungen demon-
ſtriert. Das iſt ein kleiner Unterſchied. Jmmerhin iſt
nun der diesjährige 1. Mai als Feiertag geſetzlich feſtgelegt. Es
zammt jetzt darauf an, was das ſchaffende Volk aus ihm macht.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 16. April 1918.

Die Stadtverordnetenwahl.
Jn einer geſtern ſtattgefundenen gutbeſuchten Parteiverſammlung

referierte Genoſſe Kaſparek über die bevorſtehenden Stadt
verordnetenwahlen. Er wies auf die letzten Wahlen hin,
die unter dem Zeichen der Unruhen ſtanden. Das gab den Bürger
lichen, die zum Teil zu feig waren, ihre teure Haut in Gefahr zu
bringen, Gelegenheit, die Wahl anzufechten. Nach der Wahl ſind
drei Wochen vergangen, ohne daß Oberbürgermeiſter Dr. Rive das
neue Kollegium, deſſen Zuſammenſeßung ihm ſchwer im Magen
liegt, zuſammenberufen hätte. Als es dann endlich geſchehen ſollte,
kam die Mitteilung, daß bei der Regierung ein Antrag auf Auf
löſung eingereicht ſei, da Wahlproteſte eingelaufen ſind. Nach der
Städteordnung hätte die Erledigung der Proteſte auf dem Ver-
waltungswege ſtattfinden müſſen. Der Mggiſtrat hätte übrigens
das Kollegium einberufen müſſen. Erſt nach einiger Zeit, als die
Regierung nichts hören ließ, kam die erſte Sitzung zuſtande, in
der nach den üblichen parlamentariſchen Formeln und nach vor

die

dheriger Vereinbarung der Vorſteherpoſten durch unſern Genoſſen
Hennig und die Kommiſſionen nach demokratiſchen Grundſätzen
beſetzt wurden. Der Redner ſchilderte dann die Tätigkeit unſerer
Fraktion in der erſten Sitzung, die diktiert war von dem ehrlichen
Willen, poſitive Arbeit zu leiſten. Er beſprach die verſchiedenen
Anträge und die Stellung der einzelnen Fraktionen dazu. Es hat
ſich klar gezeigt, daß auf der einen Seite unſere Fraktion als Ver
treterin des ſchaffenden Volkes von Halle ſtand, auf der andern
Seite die Vertreter der Beſitzenden. Dann ſchilderte er die Ein
prüche gegen die Gültigkeit der Wahl und die „Gründe“. Er iſt
der Anſicht, daß die Bürgerlichen mit voller Abſicht durch ihren
Streit Proteſtgründe geſchaſſen haben, um die Wahl anfechten zu
können. Man glaubte, bei einer neuen Wahl eine Nicderlage
unſerer Partei herbeizuführen. Die Herren ſpeknlieren auf die
Abwanderung von vielen Soldaten und von Arbeitern, die auf
dem Land im Bauweſen uſw. Beſchäſtigung gefunden haben.
während in Halle noch jede Bautätigkeit durch die Schuld des
Magiſtrats fehlt. Vor allem hoffen ſie, durch ihre lügneriſche,
niederträchtige Hetze Geſchäfte zu machen. Das ſyſtematiſche
Beſtreben der bürgerlichen Preſſe, unſerer Partei die Unruhen
und Plünderungen an die Rockſchöße zu hängen, iſt eine von
langer Hand vorbereitete Stimmungsmache zu der erwarteten
Wahl. Man wird in dem zweifellos heißen Wahlkampf eine
Flut von Schmutz und Lüge über uns ergießen. Die Haus-
feſitzer, die bisher die Herrſchaft im Stadtparlament zum Scha-
den der Allgemeinheit ausübten. werden alles daran ſetzen, ihre
Herrſchaft wiederzuerlangen. Es iſt nackle Pierre die
ſie wieder ungehindert treiben wollen. ir müſſen dieſe
Bettern- und Cliquenwirtſchaft der Hausagrarier gründlich be
feitigen, damit die ſchamloſen Zuſtände anf dem Gebiete des
nohnungsweſens endlich verſchwinden. Die Wahl iſt aber auch
ein Kampf zwiſchen Kapitalismus und Sozialismus. Sie muß
ein Siegeszug für die Unabhängige Sozialdemokratie ſein.

Die Aufſtellung der Kandidatenliſte war durch eine Funktio
närſitzung vorbereitet worden. Durch Wegzug von Halle, Ver
zichte uſw. ſind einige Aenderungen in der Liſte eingetreten;
dabei wurden auf Wunſch der Verſammlung beſtimmte Berufe
herückſichtigt. Die Liſte die wieder mit dem Namen Paul
Hennig beginnt, wird nächſtens veröffentlicht. Am Donners-
rag finden in ganz Halle Diſtriktsverſammlungen
ſtatt, um die Wahlarbeit einzuleiten. Genoſſen und Genoſſin-
nen! Auf zur Arbeit, euer Wohl hängt davon ab

Zur Stadtverordnetenwahl
nehmen alle Genoſſen und Genoſſinnen am Donnerstag
abend 8 Uhr in denDiſtriktsverſammlungen

Stellung. Es ergeht an alle Parteimitglieder die dringende
Mahnung, in den Diſtriktsverſammlungen zu erſcheinen und
ſich zu den Kleinarbeiten zur Verfügung zu ſtellen. Es gilt,
einen ſchweren Kampf um die Stadtſtube durchzuſetzen. Der
27. April entſcheidet auf 3 Jahre über das Wohl der Stadt.
Hausbeſitzer und „Demokraten“ machen die größten An-
ſirengungen, ihren verderblichen Einfluß in der Stadtſtube
zurückzuerobern. Da ſollen wir zurückſtehen? Genoſſinnen,
Genoſſen! Es gilt! Deshalb an die Arbeit

Aus nachſtehendem Verzeichnis erſehen die Genoſſen ihre
Verſammlungslofale. Da eine Anzahl Veränderungen vorge-
nommen werden mußten, bitten wir um beſondere Aufmerk-
ſamkeit. Welchem Diſtrikte der einzelne angehört, iſt aus den
Satzungen des Vereins erſichtlich.

Diſtrikt 12 Thiersmann, Talamtſtraße 9.
Diſtrikt 2: Dreſes Bierſtube, Mittelſtraße 18.
Diſtrikt 3: Goldene Kette, Alter Markt 11.
Diſtrikt 4. Seiert, Spitze 12--13.
Diſtrikt 5: Tümmler, Jakobſtraße 23.
Diſtrikt 6: Schade, Bertramſtraße 18.
Diſtrikt 7 u. 7a: Müller, Böllberger Weg 23.
Diſtrikt 8: Herker, Liebenauer Straße t50.
Diſtrikt 9: Schnabel, Merſeburger Straße 54.
Diſtritt 94: Letzter Dreier, Merſeburger Straße 32.
Diſtrift 10: Alt, Königſtraße 45.
Diſtrikt 11: Dillner, Landsberger Straße 56.
Diſtrikt 12: Thate, Berliner Straße 31.
Diſtrikt 13: Stützer, Krauſenſtraße 4.
Diſtrikt 14: Köppchen, Unterberg 12.
Diſtrikt 15: Löther. Breiteſtraße 17.
Diſtrikt 16: Volkspark, Burgſtraße 27,
Diſtrikt 17: Sonne, Richard-Wagner-Straße 15.
Diſtrikt 18 u. 184: Volkspark, Burgſtraße 27.
Diſtrikt 19; Vondran, Trothaer Straße 15.
Diſtrikt 20: Lindenhof, Kröllwitz.

Sozialdempkratiſ ver Verein. u. S. P.)
A. Albrecht.

überall für Friede

F

Die Beſchränkung des Reiſeverkehrs.
Die Eiſenbahndirektion macht über die Einſchränkung des

Eiſenbahnverkehrs folgendes bekannt: Die äußerſt ſchwierige
Betriebs und Verkehrslage erfordert, daß auch weiterhin alle
nicht notwendigen und dringlichen Reiſen unterbleiben.
Durchführung der dadurch bedingten Kontrolle werden fortan
auf allen Stationen Fahrkarten nur gegen Vorzeigungeines von der Eiſenbahn ausgeſertigien gu r Sr aub
nisſcheines verabfolgt.

1. Die r kann erteilt werden zu notwendigen
und dringlichen Reiſen, alſo zu dienſtlichen, beruflichen und ge
ſchäftlichen iſt die im allgemeinen Intereſſe liegen und
unaufſchiebbar ſind, bei andern Reiſen, wenn es ſich um Todes
älle oder Erkrankungen der nächſten enndelt oder der Reiſende infolge eigener Erkrankung die Eiſen

bahn benutzen muß. Die Notwendigkeit und Dringlichkeit
ſolcher Reiſen iſt durch glaubwürdige Unterlagen nachzuweiſen;
als ſolche gelten insbeſondere: Beſcheinigungen von Behörden
z Dienſt und Berufsreiſen, wenn aus ihnen der Zweck der Reiſe

utlich hervorgeht, ferner Vorladungen, Arbeitsbeſcheini-
gungen, Gewerbeſchein, Jnvaliditätskerten, Altereverſiche

n ärztliche Veſcheinigungen, Telegramme
und Briefe. Nötigenfalls können amtliche Be lanbigungen ge-
fordert werden. Militärperſonen ufw., die nicht im Beſitze des
Ausweiſes A oder B zur Löſung von Milijtärfahrkarten oder
Fahrkarten des gewöhnlichen Verkehrs ſind, unterliegen den

r Beſchränkungen und Verpflichtungen. Mündliche
nſaben allein genügen nicht.
2. Fahr-Erlaubnisſcheine werden ausgefertigt nach den ört

lichen Verhältniſſen durch eine beſondere Prüfungeſtelle oder
durch den Bahnhofsvorſtand oder die Fahrkartenausgabe; dieſe

unten näher bezeichnete Stelle vrüft die vorgebrachten Be
weisſtücke und Gründe und fertigt dann für jede als dringlich
und notwendig erkannte Fahrt den Erlaubnisſchein aus, gegen
deſſen r am Schalter die Fahrkarte gelöſt werden
kann. Der Fahr- Erlaubnisſchein iſt zuſammen
mit e e fö r n und abzugeben.8. An Perſonen, die beruſsmäßig häufig notwendige und
dringende Reiſen auszuführen haben und dies ſowie den Zweck
der Fahrten durch eine entſprechende Beſcheinigung der vor

Behörde, Handels und Gewerbekammer oder dur
orlage des Wandergewerbeſcheines nachweiſen, können dur

das für den Wohnort des Reiſenden zuſtändige Eiſenbabn-Ver
kehrsamt Dauer-Fahr-Erlabunisſcheine mit Gültig-
keit bis zu 2 Monaten abgegeben werden. Dem Antrage iſt auch
das Lichtbild des Jnhabers beizufügen.

4. Zu Reiſen auf Arbeiter und Zeitkarten iſt bis
auf weiteres ein Fahr- Erlaubnisſchein n ich t erforderlich, ebenſo
genügt bei Fahrten nach und von der Arbeitsſtelle in 4. Klaſſe
zur Erlangung der Fahrkarte die Vorzeigung der amtlich be
glaubigten Arbeitsbeſcheinigung am Schalter.

Die Fahrkarten werden allgemein nur am Reiſetage verab
folgt; die Fahrt muß am Löſungstage angetreten werden.

Auf, der Station Halle werden Fahr-Erlaubnisſcheine aus
t: 1. Dauer- Erlaubnis ſcheine: im Eiſen

hn Verkehrsamt, Delitzſcher r 92, Zimmer Nr. 40;
werktäglich von 7 Uhr vormittags bis 7 Uhr nachmittags, Sonn
tags von 10 bis 12 Uhr vormittags. 2. Einzel- Erlaub
nisſcheine: a) im Eiſenbahn-Verkehrsamt,Zimmer 48; werktäglich von 7 Uhr vormittags bis 7 Uhr nach
mittags. Sonntags von 7 bis 12 Uhr vor atte b) am Fahr
kartenſchalter: in der übrigen Zeit, alſo werktäglich von
7 Uhr nachmittags bis 7 Uhr vormittags, Sonntags von 12 Uhr
mittags an.

Deutſcher Eiſenbckhner- Verband Halle. Die am 13. April
im Volfspark tagende ſtark beſuchte Mitgliederverſammlung
nahm den Göſeſchäftäbericht vom 1. Quartal entgegen. Der
Mitgliederbeſtand betrug am 31. März 2849. Die Einnahmen
beliefen ſich auf 17 720 Mk., die Ausgaben auf 14 400 Mk. Die
Verſammlung beſchloß, die Ortsbeamtenſtelle nochmals auszu
ſchreiben, da die Arbeit nicht länger nebenamtlich ausgeführt
werden kann. Ein Antrag, 10 Pf. Agitationsbeitrag pro Mo-
nat und Mitglied zu erheben, wurde angenommen. Zum Ver-
bandstag in Jena wurden mehrere Anträge angenommen und
ſechs Kollegen als Delegierte vorgeſchlagen. Wenn die Maß
regelungen bei der Staatseiſenbahn von der Direkton nicht
binnen acht Tagen zurückgenommen werden, wollen die Eiſen
bahner ihre Konſequenzen ziehen. ahlreiche von auswärts
erſchienene Kollegen gaben lidaritätserklärungen ab. Eine
Sammlung zugunſten der Familie des inhaftierten Kollegen
Hennig ergab 395 Mk. Mit der Aufforderung, kräftig für die
Sache des Verbandes zu wirken, wurde die Verſammlung, der
S ein Mitglied der Eiſenbahndirektion beiwohnte, ge

oſſen.
Anmeldung zur Fortbildungsſchule. Der Magiſtrat hat einen

nochmaligen Termin zur Anmeldung in die ſtädtiſche gewerbliche
Fortbildungsſchule feſtgeſetzt. Sie hat am 23. April nachmittags
von 3 bis 7 Uhr im öſtlichen Flügel des Turnballenbanes desStadtgymnaſiums zu erſolgen. Alles nähere iſt aus der heutigen
Bekanntmachung des Magiſtrates im Jnſeratenteil zu erſehen.

Die Fürſorgeſtelle für n Salzgrafenſtr. 1, hat
ſich bekanntlich die Aufgabe geſtellt. Lungenkranke unentgeltlich zu
unterſuchen und über die Maßnahmen aufzuklären, die zu ihrer
Geneſung und zur Bekämpfung der Tuberkuloſe im allgemeinen
dienen können. Sie gibt den Kranken Verhaltungsmaßregeln und
ſucht die Angehörigen vor Anſteckung zu ſchützen. Die Fürſorge
ſtelle übernimmt nicht die ärztliche Behandlung der Kranken ſon
dern ſucht ihre Ziele vielmehr zu erreichen durch: frühzeitige
Ermittlung der Lungenkranken, Irztliche Unterſuchung des Kranken
und ſeiner Angehörigen, Aufklärung der Familien, Vermittlung
eines Heilverfahrens für heilbare Lungenkranke und Färſorge für
bedrohte Angehörige, Beſeitigung der gefährlichſten Entſtehungsherde
(Trennung des Kranken, Entſeuchung der Wohnung und Kleidung),
Unterſtützung der Angehörigen ſolcher Lungenkranker, die ſich in
Heilſtätten befinden. Sprechſtunden täglich 3--4 nachmittags.

Liebesgaben und Geldmittel für die zuräckkehrenden Kriegs
gefangenen. Um einen dberzlichen Empfang der heimkehrenden
Kriegsgefangenen zu gewährleiſten, hat die Regierung an den
Volksbund zum Schutze der deutſchen Kriegs und Zivilgefangenen
die Bitte gerichtet, den militäriſchen Behörden behilflich zu ſein.
Der Volksvbund hat ſoſort Einrichtungen getroffen, daß ſchon in
allen Grenzſtationen den beimkehrenden Kriegsgefangenen durch
herzliche Begrüßung und Liebesgaben gezeigt wird, daß ſie in der
Heimat nicht vergeſſen ſind. Die Ortsgruppe für Halle und den
Regierungsbezirk Merſeburg hat mit der Durchgangsſtation Kon
ftanz und mit der Bahnbofekommandantur Halle vereinbvart, daß
ihr alle Transporte ſogleich gemeldet werden. Die visher ein
getroſſenen Kriegsgeſangenen ſind hier begrüßt und mit Liebes
gaben und Blumen erfreut worden. Zwiſchendurch melden ſich
tagtäglich einzeln oder in kleineren Trupps heimreiſende Zivil-
kriegsgeſangene und aus der Gefangenſchaft entflohene dentſche
Krieger, denen es vollſtändig an Geldmitteln zur Weiterreiſe fehlt.
Jhnen allen ſoll geholfen werden. Hierfür erbittet ſich die Re
gierungsbezirksgruppe Merſeburg zu Halle Zuwendungen an Geld,

n

Zigarren, Zigaretten, Konfekt, Blumen u. dergl. an ihren Vor
ſitzenden Juwelier Titiel, Halle. Bei dem warmen Mitgerühl,
das allen unſeren Kriegsgefangenen entgegengebracht wird, iſt an
zunehmen, daß die Bitte nicht ungehört verhallt.

W Die Gasſperre von morgens 4 Uhr bis abends 7 Uhr, wie
ſie vom Reichskommiſſar für Kohlenverteilung angeordnet iſt, gilt
auch für die Abnehmer des Gaswerkes Giebichenſtein in den Vor
orten Trotha, Kröllwitz und Giebichenſtein.

Stadttheater. Hente, Mittwoch, abend 7 Uhr gelangt die
komiſche Cper Das Glöckchen des Eremiten zur Aufführung
Donnerstag Nora, Schanſpiel von Jbſen. Am Karfreitag bleibt
das Theater geſchloſſen. Der Spielplan für die Oſterfeiertage
lautet: Sonntag (1. Feiertag) nachmittag 3 Ubr Das Dreimäderl-
hans, abends 7 Uhr Lohengrin. Montag (2. Feiertag, nachmittag
z Ubr Der Barbdier von Eevika, abends 7 Uhr Roeſe von
Stambul. Der Vorverkauf für die Dienstag-Vorſtelung Das

W

T

des Eremiten beginnt morgen Donnerstag vormittag

Ueber nächtliche Schießereien weiß der Polizeibericht fol
gendes melden: Am 15. April, abends, wurde von noch nichterminelien Perſonen vom Amtsgarten aus in Richtung auf

den Burghof geſchoſſen. Eine Patrouille des Freikorps, die die
Verfolgung der Täter aufnahm, ſche ebenfalls, ohne aber Er
folg zu erzielen. Auch auf den Poſten in den Schießſtänden
an der Dölauer Heide iſt am Abend des 15. April geſchoſſen
worden, ohne denſelben zu treffen. Die Täter entkamen in der
Dunkelheit.

Zum Ranbmord in der Königſtraße. Für die Exmittlym
der Täter, welche den Kaufmann Legner erſtochen haben. ha

Nealerungepräſibent eine Belohnung von 1000 Mk. ausge
t8

An die ländlichen Diſtriktsführer.
Wegen Ueberlaſtung der Druckerei erſuchen wir die Genoſſen,

die Kandidatenliſten zu den Gemeinderats- und Kreistags-
wahlen ſofort einzuſenden und die Anzahl der benötigten
Stimmzettel anzugeben.

Das Parteiſckretarint. Hildebrandt.

Kreiskonferenz der Landarbeiter.
Die Landarbeiter und Landarbeiterinnen des Saalkrei-

&7 und des Kreiſes Merſeburg werden zu einer Kreiselegiertenver ſammlung eingeladen, die am Frei-
tag, den 18. April (Karfreitag), vormittags 10 Uhr, im Volks-
ark, ſtattfindet. Zu dieſer Verſammlung ſind auch ſämtliche
rbeiterausſchüſſe, welche nach erlaſſener Verordnung auſ jeder

mer als 20 Arbeiter zählenden Arbeiteſtelle gewählt ſein
müſſen, eingeladen. Die Mitglieder der Arbeitsgemeinſchaften
beider Kreiſe (Arbeitnehmer) haben um 9 Uhr zu erſcheinen.
Da eine ſehr umfangreiche und außerordentlich wichtige Tages
ordnung zu erledigen iſt, müſſen alle Delegierten erſcheinen

Die Berbandsleitung.
Ammendorf. Die Maifeier kommiſſion tritt Don

nerstag. abends 248 Uhr. zu einer Sitzung zuſammen im
Bahnhofsreſtaurant. Die Ordnungsleute, welche noch im Be
itz der weißen Armbinden ſind, haben dieſelben ſofort beim
rbeiterrat, Amt, Zimmer Nr. 18, abzuliefern.

Dölan. Parteibewe n Die Diſtriktsſitzung am
Sonntag war gut beſucht. Zum Diſtriktsführer wurde Genoſſe

uhndorf, als Stellvertreter Genoſſe gewählt, a
riftführer Genoſſe Heyne und als Berichterſtatter Genoſſe

Niedballa. Dann wurden Straßenvertrauensleute gewählt, die
in ihren Bezirk für Partei und Preſſe zu agitieren e Die
Preßkommiſſion beſteht aus den Genoſſen Aderhold, Damm
und Röhrbein. Als Kandidaten zur Kreistagswahl wurde Ge-
noſſe Franz Scharſig aufgeſtellt. Genoſſe Kähne erſtattete Be
richt von der Gemeinderatsſitzung. Zur Wohnungesfrage iſt
beſchloſſen worden, daß die Hauseigentümer die leeren Woh-
nungen anmelden müſſen. Die Zahl der Gemeindevertreter iſt
von 9 auf 12 erhöht worden. Genoſſe Schlotte legte ſein Amt
als Volksblattausträger nieder. An ſeine Stelle wurden Ge-
noſſe Scharſig und Frau Ebenrecht gewählt. Es ſollen öfter
belehrende Vorträge abgehalten werden. Es wurde auf die
Maifeier hingewieſen. An den Sonntagen nachdem 16. jeden
Monats findet Parteiſitzung in den Drei Linden ſtatt.

Wettin. Agrariſche Hetzereien gegen die Ar
beiterräte. Hier hatte man im März ein Kommando
Landesjäger untergebracht. Da die Heldenjünglinge nun gar
keinen Anlaß fanden, irgendwie ihre Tatkraft zu beweiſen,
ſollten fie am April hier weggezogen und nach Gimritz ver
legt werden. Der Domänenpächter F. Müller wandte ſich des
halb am gleichen Tage an den Stab des Landesjägerkorps und
bat zugleich im Namen des Rittergutsbeſitzers Anton in
Mücheln und des Mühlenpächters Thiele-Wettin, die Abteilung
nicht von Wettin wegzunehmen. Die „Begründung“ iſt ſo ver
logen wie niederträchtig:

„Jn den nächſten Tagen ſtehen wieder Unruhen be
vor. Davon wird Wettin nicht ausgeſchloſſen ſein.
Die Nähe des Kalibergwerkes Johannishall und die hier ſtark
agitierenden Arbeiterräte laſſen die ſchlechten Elemente nicht
zur Ruhe kommen und hetzen beſonders gegen die hieſige Do
mäne und Mühle.“

Der Landrat des Saalkreiſes, Herr v. Kroſigk, hat den An
trag befürwortet und der Landesjäger-Stab iſt dem Wunſche
dann natürlich nach gekommen. Das Schreiben des Herrn
Müller zeigt uns, in welch' niedriger Weiſe man Arbeiter und
Arbeiterräte verunglimpft. Die Nähe des Kalibergwerks ge
nügt, die dortigen Arbeiter der Vorbereitung von Unruhen zu
verdächtigen. Den Arbeiterräten wirſt man Verhetzung vor.
Neberall das gleiche Bild. Weil die Reaktionäre durch ihr
chamloſes Treiben während des Krieges und jetzt noch durch

ucher uſw. Erbitterung geſchaffen haben, fürchten ſie Aus
brüche leidenſchaftlicher Empörung. Obgleich ſie ganz genau
wiſſen, daß wirklich hier und da vorkommende Diebſtähle und
Plünderungen lediglich Folgen des ſchrecklichen Hungers ſind,
ſchieben ſie die Schuld auf die organiſierten Arbeiter und ihre
Vertrauensmänner, die Arbeiterräte. Jn ihren Augen iſt jeder
Arbeiter ohne weiteres ein „ſchlechtes Element“. Daß gerade
die organiſierten Arbeiter und, die Arbeiterräte dort, wo ſie
durchgreifen können. für muſterhafte Ruhe und Ordnung zu
ſorgen beſtrebt ſind, wollen die Herren nicht eingeſtehen. Da-
mit entfiele ihnen ja das beſte Agitationsmittel gegen die ver
haßte Arbeiterſchaft,

Aus der Provinz.
Kreiskonferenz der A. S. P. Anhalt.

Am 3. Oſterfeiertag ſindet eine Kreiskonferenz in Bernburg
im Halliſchen Hof, Halliſche Straße, ſtatt. Als Tagesordnung
iſt feſtgeſezt: 1. Ausban unferer Organiſation. 2. Sekretariat
und Preſſe. 8. Anträge. 4. Verſchiedenes.

Der Kreisvertrauensmann, Paul Biſchoff.

„Sangerhauſen. Das Gewerkſchaftskartell beſchäf
tigte ſich in einer öffentlichen Verſammlung mit dem einheit-
lichen Beginn und Schluß der Arbeitszeit in den hieſigen Ve
trieben. Zurzeit iſt es den Arbeiterfamilien unmöglich, ihr
Mittagsbrot gemeinſam einzunehmen. Die Betriebe haben ver
ſchiedene Arbeits- und Tiſchzeiten, was den Hausfrauen bei
der Knappheit der Lebensmittel ihre Wirtſchaftsführung be-
ſonders erſchwert. Die maßgebenden größeren Betriebe wollen
ihre augenblicklichen Arbeitszeiten beibehalten. Eine einge
brachte Entſchließung für eine einheitliche Arbeitszeit von
früh 7 Uhr bis nachmittags 5 Uhr mit ſtündiger Frühſtücks-und 15ſtündiger Mittagspauſe, fand keine Annahme Es
wurde eine Kommiſſion gewählt, die dieſe Frage löſen und
insbeſondere mit der Eiſenbahnverwaltung in Verbindung
treten ſoll. um eine zweckmäßige Zugverbindung für Arbeits
beginn und Arbeitsſchluß für die auswärtigen Arbeiter zu er-
wirken. Es wurde ferner darauf hingewieſen, unbedingt an
der Arbeitszeit von 48 Stunden wöchentlich feſtznhalten undeine Ueberſchreitung der Stundenzahl im Intereſſe der vielen

Arbeitsloſen zu vermeiden. Es ſollen Schritte unternommen
werden. daß den Arbeitern der Induſtrie ebenſo wie dem
e der Eiſenbahn und den Untertagearbeitern des

ergbaues die früheren Brotzulagen weiter gewährt werden.

Wiebhe. Die Arbeiterratswahl brachte unſerer Par
tei einen ſchönen Erfolg. Auf unſere Liſte entſielen von ins
geſamt 384 Stimmen 216, auf die Liſte der Demokraten 66, auf
die Lifte der gelben Harmonium-Fabrikarbeiter 48 Etimmen.
e alſg ſieben di Deiokraten zwei und die 2
ein tanda Am 1. Acan rbeteilige ſich an der Feier nd e weit Jeder
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ordnung über den Verkehr mit Eiern im Stadtbezirk
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änderungs Verordnungen vom 6 4. 18 und vom 8. 3. 19

werden aufgeboben. 8 2. Dieſe Verordnung trin m dem
1. 4. 19 in Kraft.

Halle, den 165. April 1919. Der Magiſtrat.
Luxueſtencrz flicht von Vriveatverſanen.

Nach Fs 10 und 25 des Umſatzſteuergeſedes dom 26. Juli
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Nr. 90. 30. Jahrgang. age zum Volksbl Halle (Saale), 16. April 1919.

Der Rätekongreß.
2 Stbung vom Sonntag, den 13. April 1919, 034 Uhr vor

nittags.
Vor Eintritt in die Taſzordnna nimmt das Wort Vor

ſibender Hauſchild: it tiefem Bedauern und Abſcheu
haben Sie alle heute morgen die Nachricht von der Ermordung
des ſächſiſchen Kriegsminiſters Neuring geleſen. (Die Kon
greßmitglieder erheben ſich.) Die ſozialdemokratiſche Fraktion
und die Fraktion der Unabhängigen ſozialiſtiſchen Par
tei ſind an mich herangetreten mit dem Erſuchen den Kongreß
aufzufordern, ſeinen Abſcheu, ſeine Verurteilung dieſer
furchtbaren Lynchjuſtiz, wie fie in Dresden geübt
worden iſt, kundzugeben. Jch glaube im Namen des geſamten
Kongreſſes zu ſprechen, wenn ich feſtſtelle: der zweite Räte-
kongreß hat mit Entrüſtung von der Ermordung des ſächſiſchen
Kriegsminiſters Neuring Kenntnis genommen. Der Kongreß
verurteilt ſolche Brutalitäten auf das ent-ſchiedenſte und appelliert an die werktätige Bevölkerung
Deutſchlands, dafür Sorge zu tragen, daß der Kampf um die
Dipriung de Proletariats nicht durch ſolche Bluttaten befleckt
Jene Sie haben ſich meinen Worten angeſchloſſen, ich danke

nen.
Von den Delegierten Binder, Schimmel, Loos und

Flügel iſt eine Reſolution eingegangen, die ihr tiefſtes Be
dauern über das Ueberhandnehmen ver Spielleidenſchaft und
des wilden Straßenhandels in der Reichshauptſtadt ausſpricht.
Von Reich. Staat und Gemeinde werden unverzüglich geeig-
nete Maßnahmen zur Beſeitigung r tinsbeſondere werden die ſozialiſtiſchen Führer der Arbeiter
ſchaft ar aufklärend zu wirken über die Gefahr, die
auch den Arbeitern aus dieſem Treiben erwächſt.

Ohne Debatte wird, ein Dringlichkeitsantrag der
beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen angenommen, der ver
hüten will, daß noch in den Lazaretten befindliche Kriegsbe
ſchädigte durch die neuerdings verfügte Herabſexung der Löh-
nung geſchädigt werden. Vorher hatte kurz Lüdicke (Soldaten
fraktion) berichtet über die Unterredung einer in dieſer Sache
vom Kongreß entſandten Deputation mit dem Kriegsminiſter.

Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der
Debatte über das Räteſyſtem.

Eingegangen iſt noch ein Antrag der ſozialdemo
kratiſchen Mehrheitspartei:

„Bis zur Neuregelung der Stellung der Arbeiter und
Bauernräte haben die bisherigen ihre Funktionen auszuüben.
r aufgefordert, dafür zu ſorgen, daß von den
Behörden die finanziellen Aufwendungen für die Arbeiter und
Bauernräte aufgebracht werden.“
Johannſen (Fraktion der Bauernräte): Wir vertreten

eine Gruppe des Volkes, die für die Ernährung Deutſchlands
in erſter Linie zu ſorgen hat, alſo eine der wichtigſten Grup
pen, der 25 Millionen Deutſche angehören. Auf dem Lande
bildet alles eine große zuſammengehörige Berufsgruppe. Be
kommen wir gleiche Rechte und Pflichten wie die anderen
Gruppen, ſo werden wir freudig mitarbeiten an der Neurege-
lung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Auch die Landarbeiter
haben nur Luſt zur Arbeit, wenn ſie ſich auf dem Lande nohl
fühlen. Wir fordern eine feſte Organiſation der Landarbeiter
und Bauernräte, von unten nach oben bis zum Reichsbauern-
rat. Wir wollen auch ein Zuſammenarbeiten auf ſozialem (e-
biet mit Vertretern von Gewerbe und Jnduſtrie. Zum Wohle
des deutſchen Volkes muß

das Räteſiſtem in der Verfaſſung feſt verankert
werden. Das erkennen wir an. Wer arbeiten will, ſoll auch
mitbeſtimmen an dem Produkt ſeiner Arbeit und den Erträgen
der Produktion.

Binder Bielefeld (S. P. D.): Unſer Antrag muß zum
Beſchluß erhoben werden, damit die Tätigkeit der Räte ſo
lange geſichert iſt. bis eine neue geſezliche Grundlage gefun
den wird. Wir haben die Aufhebung des Adels und der Rang-
unterſchiede beſchloſſen, in
Adel der Arbeit haben.

Ein Vertreter der U. S. P. D. Durch ſchikanöſe Maßnahmen
hat man verſucht die Arbeiterräte zu vernichten. An Hand
einer Reihe von Regierungsverordnungen verſucht Redner den
Beweis für ſeine Behauptungen anzutreten. Beſonders ſchroff
wurde die Regierung gegen uns, als die Wahlen zu den Ge
meindevertretungen ausgeſchrieben waren, man bedeutete uns
damals. daß wir nach Beendigung der Wahlen zu verſchwin
den hätten. (Hört, hört! links.) Die Tätigkeit der Arbeiter
räte ſoll keine kontrollierende, ſondern eine aus auende ſein.
(Beifall bei den U. S. P.)

Säuber (Soldatenfraktion): Der revolutionäre Geiſt iſt nicht
der Geiſt der Verneinung, er iſt

der Geiſt der ſchöpferiſchen Tat.
Davon haben wir disher weder bei der Regierung noch beim
Zentralrat etwas gemerkt. (Beifall links.) Die S. P. D. hat
wenig Intereſſe am politiſchen Umbau, weil ſie im Seſige der
politiſchen Macht iſt. Darum dehnt ſie den in ihrem Antrag
tiegenden ſchöpferiſchen Gedanken der iätigen Selbſtverwaltung
nicht auf das politiſche Gebiet aus. Der Rätegedanke will den
Aufbau von unten auf im Gegenſatz zu dem noch heute be
ſtehenden Grundſatz, alles von oben aus zu reformieren.

Büchel (S. P. D.): Der 9. November brachte uns wohl in den
Beſitz der politiſchen, aber nicht der ökonomiſchen Gewalt.
Aufgabe des Kongreſſes iſt es, die Räte ſo zu verankern, daß
nun auch die ökonomiſche Gewalt in die Hände der Arbeiter
kommt. Schon 14 Tage nach dem 9. November zeigte es ſich,
daß die Arbeiterräte ſich um alles andere mehr kümmerten, als
um die Erringung der politiſchen Macht. Die wirtſchaftlichen
Aufgaben liegen ihnen eben viel näher. Sie ſind das Arbeits
2 der Arbeiterräte. Die Betriebsräte müſſen in den Fabriken
as Mitbeſtimmungsrecht erhalten. Die Arbeiterräte müſſen

gus den Betrieben heraus ſie haben die hohe Aufgabe, die
Produktion zu regeln. Neben der politiſchen müſſen wir die
wirtſchaftliche Demokratie erlangen das kann nur geſchehen,
wenn neben der Volkskammer die Kammer der Arbeit ſteht.
Hörnle (U. Soz.): Das Verhängnis der Revolution iſt, daß

die S. P. D. im Laufe ihrer Entwicklung immer mehr
zu einer Wahlmaſchine

wurde, in der die Gedankengänge unſerer Vorkämpfer unter
gingen. Die Geſchichte wird einſt von Jhnen (zu den Soz.)
ſagen: Sie waren ein ſämmerliches Geſchlecht! (Uhul- Rufe
bei der Mehrheit.) Das iſt meine Auffaſſung. (Zuruf von
der Mehrheit: Seit dem 9. November!) Sie haben angſt vor der
eigenen Couragge. Statt vorwärts, ſind Sie immer rückwärts

ukunft werden wir den neuen

gegangen. (Lebhafter Widerſpruch bei der Mehrheit.) Die
Regierungsmehrheit wird ſehr bald auseinanderfallen. Alle
die, die durch die Revolution aus ihrem politiſchen Schlaf auf-
geweckt wurden. ſchloſſen ſich den Sozialdemokraten an, weil ſie
ſich während des Krieges als ſo brave Patrioten erwieſen
hotten. Die Reinigung des Proletariats iſt notwendig, ſie
kann aber nur zuſtande kommen, wenn Sie (zu den Sogz.) ſich
mit uns zu revolutionären Taten vereinigen. Schon in den
nächſten Wochen wird eine neue revolutionäre Welle über
unſer Land hinweggehen, und Sie vielleicht verſchlingen. Nur
eine

ſtarke Diktatur des Proletarfats
kann uns Rettung bringen. Beifall bei den U. Sogz.)

Loos (Dem.): Wir dürfen niemanden ausſchalten, der nir
arbeiten will am großen Werk des Wiederaufbaues unſeres
Wirtſchaftslebens. Den Sozialdemokraten rufe ich zu: Wie
lange wollt Jhr noch lavieren? Wie lange wollt Jhr aus
Angſt vor der aufgeputſchten Maſſe an dieſelbe Konzeſſionen

achen? (Beifall b. d. Dem. Ahal links.) Herrn Däumigben wir zugeſtimmt, weil er re beſtrebt iſt, nur mit gei-

gen Z z en zu kämpfen, um aus dem ewigen Parteig
rauszukommen.Lauterbach (S. P. D.): Es iſt nicht nötig für meine rak

tion zu erklären, daß wir jede Diktatur ablehnen, und feſt zur
Demokratie ſtehen. r durch Zwang die Reihen der Arbeiter
eſtigen will, iſt auf dem falſchen Wege, ihren Geiſt und ihre

z gewinnt man dadurch nicht.
Bühler (U. S. w. Wie den Eindruck, daß wir anein

ander vorbeireden. Es ſcheint mir, daß hier der rechte Geiſt
r Der Redner wendet ſich dagegen, daß der Zentralrat
ie Räteorganiſation habe „abwürgen“ wollen. Der Rätekon-

darf nicht auseinander gehen, ohne an die Regierung dasFer angen zu ſtellen, die nachgeordneten Jnſtanzen anzuweiſen,

bei der Finanzierung der Arbeiterräte keine Schwierigkeiten
mehr zu machen. Bis r Neuregelung des ganzen Syſtems

der Arbeiterräte müſſen die bisherigen Arbeiterräte ihre Funk
tionen mit aller Energie wahrnehmen.

Bock, Kühler und Genoſſen haben eine Anfrage an die
Regierung gerichtet, in der um Auskunft gebeten wird,
welchem Maße von der Entente in den beſetzten Gebieten die

Arbeiterräte aufgelöſt worden ſind.
Ein Schlußantrag wird angenommen.

Das Schlußwort
erhält Däumig. Er wendet ſich gegen die geſtrigen Ausfüh-
rungen Wiſſells. Her V ſell hat es mir verdacht, daß ich von
der Vorbereitung ei e geſprochen habe. Was
ſagt er aber dazu, Landrat in Bitterfeld ein
richtiger iel dewismus vorliegt. r RNiederſchlagung der Zelle hat. Dieſer Erlaßſieht die Bewaffnu s gegen die Arbeiter vor.
(Ruf: Geht vom Innern ausl) Was dieAusführungen des ters uber die Demokratie angeht, ſo
iſt zu ſagen, daß wir den zweiten Teil des Erfurter Pro
gramms nicht als ein Evangelium anſehen. Das Elend des
wirtſchaftlichen und ſozialen Lebens kann nicht durch Parla-
mentsbeſchliiſſe behoben werden. Wenn man ein Volk aus
ſeiner Erniedrigung wieder erheben will. muß man ihm vor
allen Dingen Vertrauen zu ſich ſelber beibringen. Heute ſteckt
uns der Untertan, wie ihn beiſpielsweiſe Heinrich Mann in
ſeinem Roman ſchildert, noch tief in den Gliedern. Auch mir.
(Hört, hört!) ir wiſſen, daß einige unſerer Miniſter einen
ſcharfen Kleinkrieg führen gegen die reaktionären Geheimräte.
(Sehr richtigl) ieſer Umſtand zeigt, daß ſie nicht den guten
Willen haben, die Dinge zu meiſtern, das zeigt uns aber auch,
daß wir die Pflicht haben. den Miniſtern gegen die Reakiion
beizuſtehen. Herr Miniſter Wiſſell hat uns geſtern hier Dar-
ſtellungen über das Räteſyſtem gezeigt. Jch möchte ihn fragen,
warum er uns die Dinge, wie ſie heute ſtehen. nicht auch in
der gleichen Form gezeigt hat. Es ſind ungeheure politiſche
Fehler begangen worden. Auch von meinen Parteifreunden
muß ich ich das leider ſagen. Solange beiſpielsweiſe Haaſe
in der Regierung ſaß hat es furchtbare Entgleiſungen gegeben.
Der Redner beſpricht ſodann die kommunalen Arbeiterräte
und tritt für deren Beibehaltung ein. Die Schwierigkeiten bei
der Durchführung des Räteſyſtems ſind nicht ſo groß, wie es
der Miniſter geſtern dargeſtellt bat. Das eine iſt allerdings
richtig, daß der Parlamentarismus in der heutigen Form ſich
mit dem Räteſyſtem nicht vereinbaren läßt. Was uns von
dem Antrage Cohen trennt, iſt der Umſtand, daß er den Unter-
nehmern Gleichberechtigung gewährt, das machen wir nicht mit.
Der Rätegedanke bedarf in den Köpfen der Arbeiter einer
gründlichen Klärung. Der Mangel daran hat viel Rätefeind-
lichkeit entſtehen laſſen. Wiſſell und Kaliſki haben die Arbeit
gefeiert. Wir ſtimmen ihnen darin bei. Aber den Räten muß
es gelingen, den Fluch von der Arbeit zu nehmen, damit ſich
das feuſtiſche Wort verwirkliche, nach dem auf freiem Grunde
ein freies Volk ſtehen ſoll. (Lebh. Beifall im ganzen Hauſel)

Cohen-Reuß: Gegen den Antrag der S. P. D. ſind von drei
Fronten Angriffe erfolgt. Herr Michaelis hat die reine Demo-fratie gegen unſeren Antrag ins Feld geführt. Doch eine reine
Demokratie gibt es nicht. Die Demokratie iſt nicht ein Ding
für ſich. Die Rätekammer neben dem Parlament folgt aus
dem Doppelbegriffe Sozialdemokratie. Die Sozialdemokratie
will nicht nur die Demokratie, ſondern die ſoziale Demokratie.
In Rußland hat man die Sache auf eine falſche Baſis geſtellt.Es iſt nachgewieſen worden, daß Rußland einen Beamtenappa-
rat zu unterhalten hat. der viel größer und koſtſpieliger iſt, als
er in dem früheren Rußland war. Der Redner rekapituliert
nochmals den ſozialdemokratiſchen Antrag und bittet um ſeine
Annahme. Wenn der Kongreß in dem Punkte des Räteſyſtems
etwas zuſtande bringt, das Beſtand hat, dann wird er in der
Geſchichte dieſer Revolution eine größere Rolle ſpielen als
n dein anderes revolutionäres Parlament. (Lebhafter Bei-

all

Wiſſell beantwortet die Anfrage von Bock und Genoſſen, wo
in den beſetzten Gebieten von der Entente Arbeiterräte aufge-
löſt worden ſind. Jch bin durch den Rätekongreß die ganze
vorige Woche feſtgehalten worden, ſo daß ich nicht genau über
alles unterrichtet bin, was in Weimar eingegangen iſt. Mir
iſt alſo von Auflöſungen von Arbeiterräten im beſetzten Ge-
biete nichts bekannt. (Hört, hörtl)

Jn der Abſtimmung werden die Anträge der Un
abhängigen über die Form des Räteſyſtems abgelehnt.
Der Antrag der ſozialdemokratiſchen Fraktion
über die zukünftige Geſtaltung wird gegen die Stimmen der
Unabhängigen und einiger Demokraten angenommen.

Angenommen werden ferner die Anträge 7 und 25. die die
Regierung auffordern, für die Finanzierung der Arbeiterräte
Sorge zu tragen, und daß den Arbeiterräten ihre entſtandenen
Koſten erſetzt werden. Schließlich findet Annahme ein Antrag
der S. P. D., nachdem die Arbeiter und Bauernräte bis zur
endgültigen Neuregelung der Rätefrage ihre Funktionen bei-

behalten ſollen. S 5Hörnle (U. S. P.) verwahrt ſich in einer verſönlichen Be
merkung gegen die Zwiſchenrufe, die ihn am Ende ſeiner Rede
einen Novpemberſozialiſten nannten.

Nächſte Sitzung: Montag, 10 Uhr. Schluß 1.80 Ubr.

7. Sitzung am Montag, den 14. April. 11 Uhr
Auf der Tagesordnung ſteht das Thema

„Sozialiſierung des Wirtſchaftslebens.“
Hierzu liegt vor

eine Reſolution Kauts
folgenden Jnhalts:

„Oekonomiſche Befreiung des Proketariagats
iſt nicht möglich ohne Sozigaliſierunng des Wiri-
ſchaftslebens. Das Proletariat kann ſich nur befreien
durch ſeine eigene Kraft. Die machtvollſte Triebkraft dafür
bildet das organiſierte, klaſſenbewußte Proletariat, als deſſen
vornehmſte und kraftvollſte Organiſation in der heutigen wirt-
ſchaftlichen Situation Deutſchlands die Arbeiterräte zu
betrachten ſind. Nur ihre Macht verbürgt die raſcheſte Soziali-
ſierung, jedoch nur dann, wenn in jedem Betriebszweige nicht
bloß die Arbeiter, ſondern auch Vertreter der Konſumenten und
der techniſchen und ökonomiſchen Wiſſenſchaften ausreichend zur

Geltung fommen. Den Konſumenten winken niedrigere Preiſe,

n.

den Arbeitern erhöhte Löhne, kurze Arbeitszeiten, Sicherheit der
Exiſtenz, und Verwandlung aus bloßen Werkzeugen der Be-
reicherung anderer zu freien und gleichberechtigten Genoſſen im
geſellſchaftlichen Produktionsprozeß. Die Sozialiſierung läßt
ſich jedoch angeſichts des ökonomiſchen Zuſommenbruches infolge
des Krieges unter keiner Produktionsweiſe ſofort allgemein
realiſieren. Um ſo wichtiger iſt zunächſt die Verkürzung der

rbeitszeiten, Sicherheit der en un freie Teilnahme der
rbeiter an der Produktion. Eine RNeuorganiſation des wirt-

chaftlichen Lebens kann nur ſchrittweiſe vorangehen und braucht
ahre zur völligen Ausgeſtaltung. Aber um ſo dringender not

ndig iſt, daß ſie von einer Regierung in die Haud genommenird, die entſchloſſen iſt, die Sohlaliſterung aufs energiſchſte

u fördern, und die ſich dabei durch die Widerſtände der alten
dächte, der Kapitaliſten, der Agrarier, der Bureaukraten in
einer Weiſe beirren läßt.

Die heutige m r zeigt dieſe Entſchloſſenheit nicht,
e hat bereits zuviel koſtbare Zeit verſtreichen laſſen, ohne mehr
zls leere Verſprechungen zutage zu fördern. Nicht
in dürgerlich-proletariſches Koalitionsminiſterium, ſondern
r eine rein ſozialiſtiſche Regierung,

ützt auf die Geſchloſſenheit des deutſchen Proletariats, ver
öchte dem Sozialiſierungsgeſes jenen Schwung zu verleihen,
r den Arbeitern Intereſſe an der Arbeit einflößt, den Streiks

nd Unruhen ein Ende macht und die Atmoſphäre der Arbeits-
freudigkeit ſchafft, in der allein das deutſche Volk von der
galoppierenden Schwindfucht geneſen kann, in die es der fluch
würdige Krieg geſtürzt hat.“

Der Vorſivende teilt mit daß der Referent Kautsky leider
derart erkrankt ſei, daß er das Bett hüten müſſe. Daher habe
Frau Kautsky das Referat übernommen.

Frau Kautsky: Wir leben in der Aera der Sozialiſierung,
Neiſt wird dieſe als Macht oder Organiſationsfrage behandelt.
Bielleicht wird es manchem der Anweſenden akademiſch er-
ſcheinen, die Notwendigkeit der Entwicklung vom Kapitalismus
zur Sozialiſierung darzulegen, aber hier müſſen nüchterne Er
wägungen Platz greifen. Sozialiſierung iſt nicht zu verſtehen,

man nicht den Kapitalismus verſteht, denn Sozialiſierung
edeutet

Beſeitigung der Grundlagen des Lapitalismus.
u das Proletariat gilt es. dieſe Gedanken nicht zu c
ondern zu benutzen. Das Weſen des Kapitalismus beſteht in

der Trennung des Arbeiters von den Produktionsmitteln. Die
Sozialiſierung kann ausgehen von dem Antrieb der Arbeiter
und Konſumenten. Die dringlichſte Forderung iſt die So-
in rer des Wohnungsweſens, an ſie wird

die Sozialiſierung aller der Jnduſtriezweige
anſchließen, die mit dem Wohnungesweſen zu tun haben, denn
wenn man erſt einige entſcheidende Schritte auf dem Gebiete
der Sozialiſierung getan hat. zieht ſie notwendigerweiſe immer
weitere Kreiſe und durchtränkt ſchließlich unter ganzes Wirt-
ſchaftsleben mit ſozialiſtiſchem Geiſte. Die Sozialiſierung ſoll
aber keine Notbarcacke ſein, die man nach Erledigung des
Notſtandes wieder abreißt, ſondern ein feſter Bau ſoll ſie wer
den. der für Jahrhunderte allen Stürmen trotzt. Gewinnt aber
die Maſſe den Eindruck, daß nichts getan wird, dann wird ſie
verzweifelt zur Selbſthilfe ſchreiten, was gleichbedeutend mit
Selbſtmord wäre.

Die heutige Regierung beſitzt bei der Maſſe kein Vertrauert,
weil ſie den Eindruck erweckt, daß ſie nicht mehr zu ſozialiſierent
bereit iſt, als die Arbeiter durch das Mittel des Streiks n
unumgänglichen Notwendigkeit machen. Beifall links.) us
dem Zuſammenbruche heraus müſſen wir neue Wege zum
Wiederaufbau finden. Bis dahin iſt alles ein Experiment, das
ſchlimmſte Experiment aber wäre es, wenn man den Kapitalis-
mus wieder aufrichten würde. Wir fordern ein zentrales So-
zialiſierungsamt mit weitgehendſten Befugniſſen. Sofortige
Verſtaatlichung von Grund und Boden der Fideikommiſſe und
Vergwerke. oher rührt nun die Unentſchloſſenheit der Regie
rung? Die Spaltung des Proletariats iſt es. Wären wir.
Arbeiter einig, dann hätten wir eine einheitliche per
es wäre viel mehr geleiſtet worden, und kein Noske un
kein Heine wäre in Deutſchland möglich geweſen. Die
Einigung iſt zurzeit die Hauptſache! Gelingt ſie, dann kann die
Revolution gerettet werden, und keine Gegenrevolutton iſt mehr
möglich. Karl Marx ſchließt das kommnniſtiſche Manifeſt mit
den Worten: Proletarier aller Länder vereinigt euchl Und
wir wollen hinzuſetzen: Proletarier Deutſchlands, vereinigt:
euch! (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen im ganzen Hauſe.

Kaliſki (S. P. D.): Wir haben zu den ſoeben gehörten
Ausführungen nicht viel hinzuzufügen. Die Organiſierung des
Auſbaues der Produktion iſt ſchon ein Schritt zur Sozialiſie-
rung. Kautskys Reſolution bietet weite und breite Angriffs
punkte. Die Grundlage des ſtaatlichen und wirtſchaftlichen
Lebens kann nur die Produktion ſein. Ein Gegenſatz zwiſchen
Produzenten und Konſumenten kann nicht geſtellt werden. Der
von uns vorgeſchlagene Aufbau der Produktion unter ent
ſcheidender Mitwirkung der Arbeiterſchaft ſchließt jeden Wucher
aus. Jch glaube, im Namen aller Fraktionen dieſes Hauſes
den Vorſchlag machen zu dürfen, daß die Reſolution Kautsky
und alle anderen zur Sozialiſierung vorliegenden Reſolutionen
dem neuen Zentralrat überwieſen werden und keine Abſtim-
mungen ſtattfinden.

Reichsminiſter Wiſſell Mit Ausnahme des Schlußteils
kann auch die Regierung dem Referate Kautskys zuſtimmen. Jm
allgemeinen kann man ſagen. daß die Haltung der Regierun
durch dieſes Referat eine Begründung erhalten hat, wie ſie
keine beſſere hätte wünſchen können.

Koenen- Halle (A. S. P. D.):
Die wichtigſte Frage iſt, wie wir aus der Rohſtoffnot her

auskommen. Da erſcheint uns der Weg. den die Regierung
bis jetzt eingeſchlagen hat, ſchlecht gangbar. Auch in all den
anderen Fragen, die ſich mit der Sozialiſierung verbinden,
kommt die Regierung aus den Halbheiten nicht heraus. Wenn
die Regierung in der bisherigen Weiſe weiter arbeitet, kehren
wir entweder zum Kapitalismus zuyrück, oder wir kommen in
ein heilloſfes Durcheinander. Es gibt kein anderes Mittel, als

die ſchleunige Durchführung der Sozialiſierung.
Die Regierung ſollte doch bedenken, daß die Einführung von
Wirtſchaftsämtern und von Handelsmonopolen noch lange
keine Sozialiſierung bedeutet. Wirkſame Sozialiſierung kann
nan

nur durch das Räteſyſtem
erreichen. Erſt die Vetriebsräte werden in den Fabriken und
Werkſtätten Arbeitsfreudigkeit ſchaffen. Der Redner behan-
delt die verſchiedenen Aufgaben der Vetriebsräte. Hand in
Hand mit den Betriebsräten müſſen die Betriebswirtſchaſts
räte arbeiten. Erſt dann wird man zu befriedigenden Produk-
tionsergebniſſen kommen. Aus der Aſſeſſoren- und Geheim-
ratswirtſchaft müſſen wir endlich herauskommen. Betriebs-
techniſche Fortſchritte ſind während der Kriegsjahre faſt nur
in der Munitionsinduſtrie und in den Waffenbetrieben ge
macht worden. Hier hat ſich eine Fülle von Material ange
ſammelt, deſſen wir uns bei der Vervollkommnung all der an-
deren Jnduſtrien bedienen müſſen. Notwendig iſt auch die Or
ganiſation des Abſatzes. Jn dieſer Hinſicht operiert Kautsk
wieder mit recht verſchwommenen Begriffen. Au
vom Standpunkte der Arbeitsloſigkeit muß die Sozialiſierung
behandelt werden. Die Regierung glaubt ſozialiſiert zu haben,
wenn fie beiſpielsweiſe das Kohlenſyndikat in Staatsregie ge-nommen hat. Jſt denn das eine Sozialiſierung? Keinesfallst

Die Gruben ſind nach wie vor im Beſitze der Kapitaliſten. Die
Ausbeutung beſteht weiter, und wir haben hier die Urſachen
für all die Streiks, die unſere Kohlenreviere ſo arg beunruhigt
und das deutſche Wiriſchaftsleben manchmal geradezu in Frage
geſtellt daben. Die Regierung ſagt: aus unſerer Wirtſcha
wird nichts, wenn die Arbeiter keine Vernunft annehmen. Ja,
wie ſollen bei einer ſolchen Regierung die Arbeiter Vernunft
annehmen? Der Redner macht der Regierung den Vorwurf,
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tag, den 17. April d. Js. Einreichung der Forderungs- aue Ia Spuren SichererUntertaillen. Soekenhaſier, Kranaiten annachweife durch die Verkaufsſteüen Freitag, den 18. April

dormittags von 9--12 Uhr. Verkauf der Ware von
onnerste a. den 24. April, bis einſchl. Sonnabdend, den35. April d. Js., gegen Abgabe der Onittungsabſchnitte.
Den Verkgufsſtelen iſt verbaten, die zugeteilten Maren

ſchon vor Donnerstag jeder Woche zuw Verlauf zu bringen.

Merſeburg, den 15. April 1919.
L. 4. II. 1041/19. Des ftäd tiſche Lebensmittelnwt.

Ansgabe von Schokolade
3 Kinder von 610 Jabren am Sonnabend, den

April 1919 in denjenigen Verkaufeſtellen, in denendi Kinder zur Kundenliſte angemeldet ſind.

Es werden zugeteilt: an jedes Kind von 6 bis einſchl.

Stück 18.60 12.60 Stickerei-Unterröcke,. Selbaibiader.

(Fenstorleder e W Be M 495. 795 10Brummer emg
Grosse Urichstrasse 22]23. a19 Johre en eine Tafel Schokolade zum Preiſe

vo 1,60 Mk.e in a d eedensmittelemt. Alle Sorten To pfware en Anslchts- Karten Wie werde ich
m Annahme und Verkaufsſtelle für getrugeneDekleidung, Merſeburg, Karlſtraße 4, Fernſprecher 581, wieder eingetroffen. W ernſten u. heiteren Anhalts aus Anlaß des Krieges
Mittwoch den 16. April 1919, vormittags von 9--12 Uhr K. Gräpler, Slauchgerſtr. Volkabuehhaudöung. erlittenen Beſchädigung
Annahmetag.es den 15. April 1019. R verſorgt 7l 254 r Wolf er jedeAnsgabe van Fiſchkonſerven r jeden eger zumldwebel aufwärts.
anf Bezugſchein Rr. 89 des Ledensmittelſcheinheftes am

Sonnabend, den 19. April 1919. 1. Es erhalten a) die Preis 1 Mk. Porto b Pf.Inhaber der bensmittelhefte Nr. 301 9550 (8 Köpfe) weil 7 III Zu beziehen durch dieauf den Haushalt 3 Doſen Fiſchpaſtete für zuſammen4.60 Mk. 5 die Jnhaber der Kereesmineibeſe Hr. 9551 süih väthudinbis 10000 (9 und mehr Köpfe) anf den Haushalt 1 Doſe balle, Hart 42/44Scholle in Gelee 7 Pfd. zuſammen 10 35 Mk. 2 Ab

gabe der e n durch die Haushaltungen am Mitt cc«— S lJ den 16. A pril, und TDonnerstag, den 17. April 1919.
Abſi Jre e e e o ele grosss Moge. h Rehonbergan die reiner tun Gr. Ritterſtr. 5. 4. Ap Denku ro keitenlieferung der d wenn men ſeit e witz daſelbſt Beste deutsche Fabrikafe üre

am Dienstag, den 22 April 1918, vormittags. in den modernsten Formen und neuesten Farben. eMerieburg, den 15. April 1919. 2 Sozialdemokraten. I. in geäh, pttw oL. M. II (040 19. Das ſtädtiſche Lebeysmittelamt. Billigste Preise. vor don Dis c urer r uNusgade der Teuchtmittei für Monat April i Preis 8 M. Porto 35 Pfg. uEs werden für Monat April 1919 zugeteilt: auf jedePetroleum Marke Liter Petroleum zum Preiſe von J J u do e un erma s23 Pfg. auf jede Carbidkarte d Pfd. Cardid zum Preiſe 9 Volksbuchhandlung, zvon 75 Vſa. für das Pfund; auf Abſchnitt 5 der Kerzen Marz 4244. sr 2 r zum a 3 zuſammen 42 n er Speziai-Herrenhutgeschäft, S beim m
Verkaufsſtellen, in denen die Empfangedere ien Heille a. d. S., Leipaigerstrasse 13.Kundenliſte eingetragen find. Die Verkaufsſtellen d n Eigoane Reparaturwerkstatte. Fachmännische Bedienung, Die öchuldd. Kuiſerz Ordentl. Mädohon
den zum Verkauf freigegebenen Abſchnitt eigenhändiz vonder Aer antielkarte ebjutrennen und ſofort nach luß Preis 1.50. Vorto d Fig. zum Mai gelucht. 684di Verkaufs dem Magiſtrat mit dem vorgeſchriebenen Zu beziehen durch die „Sanssouct L funnn
Verfanfésbericht einzuſenden.

s den 14. April 1919. un Figulgr u zwehn e a Zelduchandim. lege

n u

e
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